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Wie steht es um die Beteiligung der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger an
lokalen Wahlen ? Es mag angesichts der Bedeutung der Gemeinden im politischen
Leben in der Schweiz erstaunen, dass zur Wahlbeteiligung auf kommunaler Ebene
keine offiziellen, landesweiten Statistiken vorliegen. Damit waren Fragen nach 
dem Ausmass der lokalen Beteiligung im Verhältnis zur Betei ligung an nationalen
Wahlen oder nach der Entwicklung der Beteiligung über die Zeit hinweg bis
anhin kaum zu beantworten. Ebenso fehlte es an Kennt nissen über unterschiedli-
che regionale Beteiligungskulturen und über den Ein fluss von institutionellen
Faktoren, wie beispielsweise der Existenz eines Gemeindeparlaments, auf die Höhe
der Wahlbeteiligung. 
Auf der Basis von fünf gesamtschweizerischen Gemeindeschrei berbefra gun gen, die
in regelmässigen Abständen seit Ende der 1980er Jahren durchgeführt wurden,
wird in dieser Publikation erstmals eine umfassende Gesamtsicht zu den lokalen
Wahlen in der Schweiz präsentiert. Behandelt werden neben charakteristischen
Besonderheiten lokaler Wahlen (Wahlort, Wahlsystem), Fra gen zur Umstritten -
heit und den Ergebnissen dieser Wahlen. Im Mittelpunkt steht die Wahl betei -
ligung : Es wird gezeigt, wie sich diese über die Zeit hinweg verändert hat, wie sie
sich im Verhältnis zur Beteiligung an kantonalen und nationalen Wahlen verhält
und welche Faktoren zu einer hohen Wahl beteiligung führen. 
Qu’en est-il de la participation électorale aux élections locales ? De manière surpre-
nante, sur le plan national, il n’existe aucune statistique officielle concer nant la par-
ticipation aux élections communales, et ce malgré l’importance des communes
dans la vie politique suisse. Ainsi, jusqu’à présent plusieurs questions restaient sans
réponse : l’importance de la participation aux élections locales en comparaison avec
celle de la participation aux élections fédérales, l’évolution dans le temps de la par-
ticipation aux élections locales, les différentes cultures régionales de participation
électorale et l’influence de facteurs institutionnels (comme l’existence d’un Parle -
ment communal) sur la participation électorale. 
Sur la base de cinq enquêtes menées à intervalles réguliers depuis la fin des années
1980 auprès de secrétaires municipaux de l’ensemble de la Suisse, cette publi -
cation présente pour la première fois une vue d’ensemble détaillée des élections
locales en Suisse. Cette publication traite, en plus des caractéristiques des élections
locales (système électoral, lieu de vote), de questions relatives au caractère disputé
de ces élections et de leurs résultats. Le point central de cette publication est la par-
ticipation électorale : les questions concernant son évolution dans le temps, son
comportement par rapport à la participation aux élections cantonales et fédérales
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Im Mittelpunkt dieser Publikation steht die Beteiligung der Stimmbürge-
rinnen und Stimmbürger an lokalen Wahlen. Angesichts der weitrei-
chenden Autonomie der Gemeinden in der Schweiz ist zu erwarten, dass 
diesen Wahlen eine verhältnismässig grosse Bedeutung zukommt. Wie 
wichtig lokale Wahlen sind, lässt sich über einen Vergleich mit den 
Beteiligungswerten für Wahlen auf höherer politischer Ebene erschlies-
sen. Von Interesse ist weiter, wie weit Unterschiede zwischen Gemein-
den unterschiedlicher Grösse, zwischen den Kantonen und den Sprach-
regionen bestehen. Und schliesslich soll gefragt werden, welche charak-
teristischen Merkmale einer Gemeinde zu einer hohen Beteiligung füh-
ren. Untersucht wird der Zeitraum von 1988 bis 2009. 
So einfach die gestellten Fragen auf den ersten Blick auch erscheinen 
mögen, so schwierig gestaltet sich ihre Beantwortung. Bis heute gibt es 
in der Schweiz keine offizielle und gesamtschweizerische Statistik zu 
den lokalen Wahlen. Will man sich ein Bild über die Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger an lokalen Wahlen machen, so bleibt nur der 
Weg über Befragungen. Glücklicherweise hatte ich seit 1988 die Gele-
genheit, in regelmässigen Abständen gesamtschweizerische Befragun-
gen bei sämtlichen Gemeinden durchzuführen. Eine unter vielen Fragen 
interessiert sich für die Beteiligungswerte an lokalen, kantonalen und 
nationalen Wahlen in der Gemeinde. Für die Jahre 1988, 1998 und 2009 
liegen damit – zumindest für diejenigen Gemeinden, die sich an den 
Befragungen beteiligt haben – entsprechende Angaben vor. 
Die befragten Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber haben 
zur grössten Mehrheit die jeweiligen Fragebogen mit viel Aufwand und 
grosser Präzision ausgefüllt. Wie immer bei Befragungen kann es aber 
auch zu Missverständnissen, Ungenauigkeiten und natürlich zu fehlen-
den Angaben kommen. Der Rücklauf der Befragungen ist mit zwischen 
knapp 60 (2009) und gegen 85 (1998) Prozent jedoch sehr hoch und 
garantiert eine grosse Plausibilität der Ergebnisse. Grössere Unsicher-
heiten beschränken sich höchstens auf Kantone mit sehr wenigen Ge-
meinden. 




Viele der hier in dieser Publikation vorgestellten Ergebnisse sind neu, 
einige sind – zumindest aus sozialwissenschaftlicher Perspektive – spek-
takulär. Auffallend ist sicher der Zerfall der Partizipationsbereitschaft in 
den vielen kleinen Gemeinden. Wiesen hier die Schweizer Gemeinden 
Ende der 1980er Jahren noch erstaunlich hohe Beteiligungswerte auf, so 
sind diese Zahlen teilweise dramatisch zurück gegangen. Diese Entwick-
lung steht in einem Zusammenhang mit der an anderer Stelle festgestell-
ten Krise der Lokalparteien (Geser et al. 2003) und dem Vormarsch der 
Parteilosen (vgl. Ladner 2008) in den kleineren Gemeinden, die auf eine 
„Entpolitisierung der Lokalpolitik“ in den kleinen Gemeinden hindeutet.  
Gedankt sei zu Beginn dieses Büchleins den zahlreichen Gemeinde-
schreiberinnen und Gemeindeschreiber, die sich die Zeit genommen 
haben, die umfangreichen Fragebogen auszufüllen. Gedankt sei auch 
meinen Kolleginnen und Kollegen, mit denen ich diese verschiedenen 
Gemeindeschreiberbefragungen durchführen durfte. Es sind dies na-
mentlich Hans Geser, Urs Meuli, Reto Steiner, Daniel Arn, Ueli Friede-
rich, Jürg Wichtermann, Katia Horber-Papazian, Julien Fiechter, Caroli-
ne Jacot-Descombes und Claire Kaiser, und gedankt sei schliesslich 
auch meinen beiden Söhnen Thilo und Yann, die diese Arbeit in eine 
publikationswürdige Form gebracht haben. 
 
Andreas Ladner, im Juni 2011 
 




DIE WICHTIGSTEN ERKENNTNISSE IN KÜRZE 
Die vorliegende Studie befasst sich mit den Wahlen in den Schweizer 
Gemeinden. Sie gibt Einblick in die Organisation und Durchführung, in 
den Verlauf und die Ergebnisse und vor allem auch in die Beteiligung 
der Bürgerinnen und Bürger. Der Beobachtungszeitraum umfasst die 
letzten 20 Jahre. Die Daten stammen vorwiegend aus den seit 1988 in 
regelmässigen Abständen durchgeführten, gesamtschweizerischen Ge-
meindeschreiberbefragungen. Die letzte Befragung fand 2009 statt. 
Im Folgenden sind die wichtigsten Ergebnisse, die in den einzelnen 
Kapitel vertieft behandelt werden, zusammengefasst:  
 
Kapitel 2: Wahlen in den Schweizer Gemeinden 
Angesichts von Föderalismus und Gemeindeautonomie erstaunt es nicht, 
dass auch hinsichtlich der Organisation und Durchführung der kommu-
nalen Wahlen grosse Unterschiede bestehen: 
• Lokale Wahlen werden nicht in allen Gemeinden zum selben Zeit-
punkt durchgeführt. In der Regel finden sie innerhalb eines Kantons 
am gleichen Wochenende statt, es gibt aber auch Kantone (z.B. ZH, 
BE, GR), wo es den Gemeinden überlassen ist, das Wochenende zu 
bestimmen.  
• In der Regel werden die lokalen Exekutiven an der Urne gewählt. In 
rund 14 Prozent der Gemeinden finden die Wahlen jedoch noch an 
der Gemeindeversammlung statt. Im Kanton Neuchâtel besteht zu-
dem noch immer die Möglichkeit, die Exekutive durch das Gemein-
deparlament wählen zu lassen. 
• Als Wahlverfahren dominiert das Majorzverfahren. Rund ein Viertel 
der Gemeinden wählt die Exekutive nach dem Proporzverfahren. 
• Die Mehrheit der Gewählten verfügt über ausgezeichnete Bildungs-
abschlüsse. Rund 50 Prozent sind selbständig oder gehören in ihren 
Firmen dem höheren Kader an. 
Das stärkste Alterssegment bilden die 45 bis 54-Jährigen mit 40 Prozent 
gefolgt von den 55 bis 64-Jährigen mit gut 25 Prozent.  




Als zentrale soziale Merkmale gelten intakte familiäre Verhältnisse und 
eine starke Verankerung in der Wohngemeinde: Über 80 Prozent der 
befragten Gemeinderäte sind verheiratet und haben Kinder, und die 
Hälfte der Befragten ist zum Zeitpunkt ihrer Wahl schon mehr als 20 
Jahre in der Gemeinde wohnhaft. 
Zu den wichtigsten Motiven für ein politisches Engagement gehören – 
nach Aussagen der Gewählten - der Wunsch nach einer aktiven Mitges-
taltung der Entwicklung der Gemeinde und der Einsatz für die Allge-
meinheit. Politische und berufliche Interessen, aber auch direkte Betrof-
fenheit spielen kaum eine wichtige Rolle. 
 
Kapitel 3: Der Verlauf kommunaler Wahlen 
Die Umstrittenheit von lokalen Wahlen ist einerseits ein Indiz für Att-
raktivität und Bedeutung der lokalen Ämter und andrerseits ein Hinweis 
darauf, wie gross die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger ist, sich 
lokalpolitisch zu engagieren und Verantwortung zu übernehmen. Der 
politische Wettbewerb hält sich in den Schweizer Gemeinden in Gren-
zen: 
• Nur in etwas mehr als einem Fünftel der Gemeinden sind die lokalen 
Wahlen überhaupt umstritten. Generell gilt: Je grösser die Gemeinde, 
desto umstrittener sind die Wahlen. Am umstrittensten sind die Wah-
len im Tessin. 
• Lediglich in rund der Hälfte der Gemeinden stehen mehr Kandidie-
rende als Sitze zu Verfügung. Vor allem in den vielen Gemeinden 
mit weniger als 1000 Einwohnern hat es in klar weniger als der Hälf-
te der Wahlen mehr Kandidaten als Sitze. Ab 10‘000 Einwohnern 
kommt es demgegenüber nur noch in Ausnahmefällen zu Wahlen, in 
denen sich nicht mehr Kandidaten als Sitze vorhanden sind, zur 
Wahl stellen. 
• Zu stillen Wahlen dürfte es in rund 7 bis 8 Prozent der Gemeinden 
kommen. 
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• Abwahlen sind selten, allerdings kommen sie vor: In etwas weniger 
als einem Fünftel der Gemeinden kann es passieren, dass amtierende 
Exekutivmitglieder nicht mehr wiedergewählt werden. 
• In etwa jeder zwanzigsten Gemeinde wird eine Person gewählt, die 
gar nicht offiziell für das Amt kandidierte. 
• Besonders umstritten sind die lokalen Wahlen in den Kantonen ZG, 
OW, TI und SO, am wenigsten umstritten sind sie im Kanton UR. 
Versucht man die „Umstrittenheit lokaler Wahlen“ in einem Modell zu 
erklären, so sind es die Gemeindegrösse, die Zugehörigkeit zur italie-
nisch- oder französischsprachigen Schweiz, das Proporzwahlverfahren 
sowie eine gewisse politische Heterogenität der Gemeinde, die zu um-
stritteneren Wahlen führen.  
 
Kapitel 4: Wahlbeteiligung 
Lokale Wahlen waren in der Schweiz lange Zeit keine Wahlen zweit-
rangiger Bedeutung, im Gegenteil. In jüngster Zeit haben sie jedoch – 
vor allem in den kleinen Gemeinden – ihren Bedeutungsvorsprung ein-
gebüsst. Angesicht der geringen Umstrittenheit der lokalen Wahlen in 
den kleinen Gemeinden sind die Beteiligungswerte zwar immer noch 
verhältnismässig hoch, es muss aber von einer „Entpolitisierung der 
lokalen Politik“ ausgegangen werden. Gleichzeit gewinnt die Wahlbetei-
ligung an nationalen Wahlen an Bedeutung, was auf eine „Nationalisie-
rung des politischen Interesses“ und eine „Nationalisierung der Politik“ 
hindeutet.  
• Bis vor 10 Jahren beteiligten sich in der Schweiz mehr Stimmberech-
tigte an lokalen Wahlen als an kantonalen oder nationalen Wahlen. 
2009 beteiligen sich die Stimmberechtigten demgegenüber stärker an 
nationalen Wahlen. Die tiefsten Werte weisen konstant die kantona-
len Wahlen auf.  
• Im Jahr 2009 gibt es keine Gemeindegrössenkategorie mehr, in der 
sich mehr Stimmberechtigte an lokalen Wahlen beteiligen als an na-
tionalen Wahlen. Im Jahr 1988 galt noch für alle Stimmberechtigten 
in Gemeinden bis zu 10‘000 Einwohnern, dass sie sich stärker an lo-
kalen als an nationalen Wahlen beteiligten.  




• Die Kantone VS, TI und SH kennen eine besonders aktive Stimm-
bürgerschaft, die sich im Durchschnitt der letzten zwanzig Jahre be-
sonders stark an Wahlen auf allen drei Ebenen beteiligt hat.  
• Betrachtet man die Beteiligungswerte für die einzelnen Gemeinden 
(und nicht die Gesamtheit der Stimmberechtigten, die in einer be-
stimmten Kategorie von Gemeinden wohnen), so zeigt sich, dass der 
Anteil der Gemeinden mit Beteiligungswerten von mehr als 50 Pro-
zent deutlich zurück gegangen ist. 
• In Gemeinden, in denen die Exekutive an der Urne und nicht in der 
Gemeindeversammlung gewählt wird, liegt die Wahlbeteiligung 
deutlich höher. Dasselbe gilt für Gemeinden, welche die Exekutive 
nach dem Proporzwahlverfahren wählen. 
• Auch bei den Durchschnittswerten gilt, dass die Beteiligung an nati-
onalen Wahlen 2009 erstmals am höchsten ist. Da bei dieser Be-
trachtungsweise die vielen kleinen Gemeinden stärker ins Gewicht 
fallen, ist der Unterschied aber etwas geringer.  
• Ende der 1980er Jahre hatten rund drei Viertel der Gemeinden eine 
höhere Beteiligung auf lokaler Ebene als auf nationaler Ebene, 2009 
waren es nur noch knapp mehr als die Hälfte. 
• Betrachtet man die Durchschnittswerte für die einzelnen Gemeinde-
grössenkategorien, finden sich im Jahr 2009 nur in Kategorien bis zu 
2000 Einwohnern noch höher Werte für die lokale als für die natio-
nale Ebene. 1988 war dies noch in allen Gemeindegrössekategorien 
der Fall. 
• Zwischen den Sprachregionen bestehen teilweise beachtliche Unter-
schiede. Am höchsten ist die durchschnittliche Beteiligung an loka-
len Wahlen im Tessin gefolgt von der französisch- und deutschspra-
chigen Schweiz.  
• Im Jahr 2009 weisen im Vergleich zur kantonalen und nationalen 
Ebene nur noch die Kantone Tessin und Wallis eine deutlich höhere 
durchschnittliche Beteiligung auf lokaler Ebene auf. Praktisch in der 
gesamten Westschweiz (FR, JU, NE und VD) und in Solothurn hat 
die lokale Ebene ihren Beteiligungsvorsprung eingebüsst.  
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Versucht man analog zur „Umstrittenheit der lokalen Wahlen“ die lokale 
Wahlbeteiligung in einem Modell zu erklären, so wirkt sich vor allem 
eine zunehmende Gemeindegrösse und eine grössere Fragmentierung 
der politischen Präferenzen negativ auf die Wahlbeteiligung aus. Positi-
ve Auswirkungen haben demgegenüber die Zugehörigkeit der Gemein-
den zur lateinischsprachigen Schweiz, die Urnenwahl der Exekutive, das 
Proporzwahlverfahren, der häufige Gebrauch der direkten Demokratie 
sowie die Umstrittenheit der lokalen Wahlen. Ein wichtiger Beitrag zur 
Erklärung liefert auch die Beteiligungskultur, das heisst die Beteili-
gungswerte an kantonalen und nationalen Wahlen. 
 
Kapitel 5: Welche Parteien werden gewählt? 
Hielten 1988 die vier Parteien FDP, CVP, SVP und SP noch drei Viertel 
der Exekutivsitze in den Schweizer Gemeinden, so ist dieser Anteil 2009 
auf 55 Prozent zurück gegangen.  
Über den grössten Sitzanteil verfügt nach wie vor die FDP (18.3 Pro-
zent), gefolgt von CVP (14 Prozent), SVP (13.4 Prozent) und SP (8.7 
Prozent). Alle Parteien haben aber in den letzten zwanzig Jahren an 
Sitzen eingebüsst. 
Klar stärkste „Partei“ in den kommunalen Exekutiven bilden heute die 
Parteilosen. Rund ein Drittel der Exekutivmitglieder wurden 2009 von 
den Gemeindeschreibern als parteilos eingestuft. Der Anteil der Partei-
losen ist in den letzten Jahren um deutlich mehr als 10 Prozentpunkte 
angestiegen, was als weiteres Indiz für eine „Entpolitisierung der Lokal-
politik“ gewertet werden kann. Besonders betroffen von dieser Entwick-
lung sind die kleinen Gemeinden. 
 
Kapitel 6: Der Anteil der Frauen in den kommunalen Exekutiven 
Gegenüber 1988 ist der Anteil der Frauen kontinuierlich angestiegen. Im 
Jahr 2009 sind mehr als dreimal mehr Frauen in den Exekutiven vertre-
ten als zum Zeitpunkt der ersten Erhebung. Allerdings sind die Frauen in 
den Exekutiven der Schweizer Gemeinden nach wie vor klar in der 
Minderheit. Nur knapp jedes vierte Exekutivamt auf lokaler Ebene wird 
2009 von einer Frau ausgeübt. 




Die SP weist mit 31.4 Prozent knapp vor der GPS mit 30 Prozent den 
höchsten Frauenanteil auf. Auf den weiteren Plätzen folgen die CVP mit 
21.1, die FDP mit 20.2 und die SVP mit 15.9 Prozent. Der Vergleich mit 
dem Jahr 1988 zeigt, dass die Rangliste der grössten Frauenanteile über 
die Jahre hinweg stabil geblieben ist. 
 




1 EINLEITENDE BEMERKUNGEN 
Es bestehen keine Zweifel darüber, dass allgemeine und freie Wahlen 
und der damit verbundene Wettbewerb zwischen Kandidierenden und 
Parteien als Minimalvoraussetzungen von legitimer Herrschaft und 
damit auch von Demokratie zu gelten haben (vgl. z.B. Schmidt 2000: 
27). Entsprechend sind die Art und Weise, wie diese Wahlen durchge-
führt werden, und die Resonanz, auf die sie bei den Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürgern stossen, aus demokratietheoretischen Überlegungen 
von grossem Interesse. 
Während sich die Politikwissenschaft sehr intensiv mit den Wahlbeteili-
gungen auf nationaler Ebene und seit einigen Jahrzehnten vor allem mit 
dem Rückgang dieser Beteiligung befasst hat,1 wurden die Wahlen auf 
tieferer politischer Ebene, von wenigen Ausnahmen abgesehen,2 bis 
anhin stark vernachlässigt (Hajnal/Lewis 2003: 645). Dies ist insofern 
erstaunlich, als die lokale Ebene immer wieder als die eigentliche „Wie-
ge der Demokratie“ (vgl. Vetter 2007) bezeichnet wird und zu Recht als 
derjenige Ort gilt, wo die Bürgerinnen und Bürger direkter von den 
politischen Entscheidungen betroffen sind und vielfach auch über die 
notwendigen Voraussetzungen verfügen, sich zu den politischen Ge-
schäften eine eigene Meinung zu bilden.  
Angesichts der grösseren Nähe und Betroffenheit wäre zu erwarten, dass 
sich die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger in besonderem Mass für 
die lokale Politik interessieren und ebenso geneigt sind, politische Ent-
scheidungen über den Wahlakt zu sanktionieren. Dem steht allerdings 
entgegen, dass der politische Gestaltungsraum auf kommunaler Ebene in 
vielen Ländern stark eingeschränkt ist, sodass der Ausgang der Wahlen 
kaum einen wesentlichen Einfluss auf die Gemeindepolitik hat. Dies 
kommt beispielsweise in dem in Analogie zu den europäischen Wahlen 
häufig verwendeten Begriff „second order elections“ (Reif/Schmitt 
                                                          
1 Blais und Dobrzynska (1998); Franklin (2004), Freitag (1996); Gray und Caul (2000); 
Jackman und Miller (1995); Kostadinova (2003); Norris (2004); Siaroff und Merer 
(2002). 
2 So zum Beispiel Bullock (1990), Hansen (1994), Hoffmann-Martinot et al. (1996), Euro-
pean Union (2001), Kirchgässner und Schulz (2004) und Freitag (2005). 




1980) zum Ausdruck. Zudem dominiert bei lokalen Wahlen häufig auch 
die Vorstellung, dass die politische Orientierung der Kandidierenden 
zweitrangig sei, weil es sich bei lokalpolitischen Entscheidungen in 
erster Linie um sachpolitische Entscheidungen handle, bei denen die 
ideologische Orientierung der Verantwortlichen keine Bedeutung habe.  
Die Schweizer Gemeinden erfreuen sich im internationalen Vergleich 
über eine beachtliche Eigenständigkeit. Diese kommt vor allem in ihrer 
Finanz- und Steuerautonomie zum Ausdruck sowie in der formalen oder 
zumindest weitgehend praktizierten Bestandesgarantie. In dieselbe Rich-
tung weist auch die vergleichsweise starke Präsenz der Lokalparteien, 
die vor allem in den 1970er und 1980er Jahren auch in vielen Kleinge-
meinden nachzuweisen war (vgl. Ladner 1991, 1999).  
Eine weitere spezifische Eigenheit der Schweizer Gemeinden ist die 
grosse Bedeutung der direkten Demokratie, die sich darin äussert, dass 
in mehr als 80 Prozent der Gemeinden die wichtigsten sachpolitischen 
Entscheidungen (in knapp 15 % sind es auch die wichtigsten personal-
politischen Entscheidungen) in der Gemeindeversammlung gefällt wer-
den. Und weiter kennt die grosse Mehrheit (mehr als 70 Prozent) der 
Gemeinden mit Referenden und Initiativen auch sehr weitreichende 
Mittel der direkten Demokratie, mit denen die Bürgerinnen und Bürger 
missliebige Projekte und Ausgaben bekämpfen und ihre eigenen Anlie-
gen auf die politische Agenda bringen können. 
Während die relativ grosse Bedeutung der politischen Gemeinden im 
föderalistischen System der Schweiz darauf hindeutet, dass auch den 
lokalen Wahlen eine grosse Bedeutung zukommt, wird bei den weitrei-
chenden direktdemokratischen Mitwirkungsmöglichkeiten häufig davon 
ausgegangen, dass sie die Bedeutung der Wahlen mindern, da die Bür-
gerinnen und Bürger auch sonst die Möglichkeit besitzen, auf die Ent-
scheidungen der Behörden Einfluss zu nehmen. Dies könnte sich dann in 
einer tieferen Beteiligung an lokalen Wahlen äussern. 
Im Folgenden werfen wir zuerst einen Blick auf die wichtigsten charak-
teristischen Merkmale von lokalen Wahlen in den Schweizer Gemein-
den und weisen auf die teilweise beachtlichen Unterschiede zwischen 
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den Kantonen und zwischen den einzelnen Gemeinden hin (Kapitel 2). 
Danach untersuchen wir in Kapitel 3 den Verlauf dieser Wahlen und 
fragen, wie umkämpft sie sind. Kapitel 4 befasst sich ausführlich mit der 
Beteiligung an lokalen Wahlen und die Kapitel 5 und 6 stellen dann die 
Ergebnisse der lokalen Urnengänge, was die Vertretung der Parteien und 
die Repräsentation der Frauen anbelangt, vor. 
 




2 WAHLEN IN DEN SCHWEIZER GEMEINDEN 
Angesichts der feinmaschigen territoriale Gliederung der Schweiz und 
der grossen Zahl an politischen Gemeinden besteht hierzulande ein gros-
ser Bedarf an Personen, die bereit sind, ein politisches Amt zu überneh-
men und sich zur Wahl zu stellen. Insgesamt gilt es in den rund 2550 
Gemeinden, gegen 15‘000 politische Exekutivämter zu besetzen. Dazu 
kommen rund 17‘000 Mitglieder in den kommunalen Parlamenten. Und 
schliesslich werden teilweise auch die Mitglieder von Kommissionen 
und deren Präsidenten, so zum Beispiel verschiedentlich im Fall der 
Schulbehörden und des Schulgemeindepräsidenten, von den Stimmbür-
gerinnen und Stimmbürgern gewählt.  
Gilt es gesamtschweizerisch und vergleichend die Beteiligung an loka-
len Wahlen zu untersuchen, so hat man sich auf die Exekutivwahlen zu 
beschränken, da nur ein kleiner Teil der Gemeinden über ein Gemeinde-
parlament verfügt und die Kommissionen ganz unterschiedlich zusam-
mengesetzt sind und eingesetzt werden. 
Die Exekutive ist – abgesehen von den Stimmbürgern und deren Stell-
vertreterorganen wie die Gemeindeversammlung und das Gemeindepar-
lament – das höchste Beschlussorgan der Gemeinde (vgl. Geser et al. 
1987: 93) und verfügt über weitreichende Machtbefugnisse und einen 
relativ grossen Entscheidungsspielraum (Ladner 1991: 215). Es handelt 
sich in der Regel um eine Kollegialbehörde, die von einer Magistrats-
person (Gemeinde- oder Stadtpräsident), der oft umfangreichere Kom-
petenzen als den gewöhnlichen Mitgliedern zukommen, präsidiert wird 
(Häfelin/Müller 2002: 297). Gewählt wird die Exekutive und damit auch 
der Gemeinde- respektive Stadtpräsident in den allermeisten Fällen 
durch das Volk. 3 
                                                          
3  Für einen internationalen Vergleich der lokalen Exekutiven siehe Berg/Rao (2005). Die 
Volkswahl des Bürgermeisters oder Stadtpräsidenten ist in vergleichender Perspektive 
keine Selbstverständlichkeit. Gemäss Loughlin et al. (2011:736) gibt es in den Nieder-
landen, in Belgien, Norwegen, Finnland und Schweden noch heute keine Direktwahl des 
Gemeindepräsidenten. In Dänemark und Frankreich wird der „mayor“ im „Council“ 
gewählt, während in den 1990er Jahren Deutschland, Österreich und Italien zu einer 
Direktwahl gewechselt haben. Auch in den neuen osteuropäischen Ländern finden Di-
rektwahlen statt.  
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Die Grösse der kommunalen Exekutiven beläuft sich durchschnittlich 
auf etwas weniger als 6 Mitglieder, wobei die fünf- (rund 55 Prozent) 
und siebenköpfigen (rund ein Drittel) Exekutiven dominieren. Zu den 
Kantonen mit sehr grossen Exekutiven gehören (nach wie vor) UR, SZ, 
OW, NW und AR (Durchschnittswerte von 7 und mehr), zu den Kanto-
nen mit eher kleineren Exekutiven gehören LU und GE (Durchschnitts-
werte von weniger als 5). Auffallend ist weiter, dass die Exekutiven in 
den letzten zwanzig Jahren eher etwas verkleinert worden sind, wobei 
dies vor allem die grösseren Gemeinden mit teilweise auch deutlich 
grösseren Exekutiven betrifft (vgl. Abbildung 1). 
Abbildung 1: 
Anzahl Sitze in der Gemeindeexekutive nach Gemeindegrösse (1988 und 
2009) 
 
N=775, nur Gemeinden, die sich an beiden Erhebungen beteiligt haben 
 
Wie bei praktisch allen Fragen, welche die politischen Gemeinden 
betreffen, bestehen in guter föderalistischer Manier auch hinsichtlich der 
kommunalen Wahlen grosse Unterschiede zwischen den Kantonen und 
teilweise auch innerhalb einzelner Kanton selbst. Diese betreffen nicht  
 




nur das Datum der Wahlen, sondern vor allem auch die Organisation 
und die Durchführung der Wahlen. 
In einem nächsten Schritt fragen wir zuerst, wann, wo und wie diese 
Wahlen durchgeführt werden und gehen dann kurz noch auf diejenigen 
Personen ein, die von den Stimmbürgerinnen und Stimmbürger in diese 
wichtigen politischen Funktionen gewählt werden. Wer sind sie und 
welches sind die Motive, die sie dazu gebracht haben, ein solches Amt 
zu übernehmen? 
 
2.1 WANN WIRD GEWÄHLT? 
Üblicherweise finden die lokalen Wahlen in einem Kanton an ein- und 
demselben Wochenende statt. Allerdings gibt es zum Teil auch ganz 
beachtliche Unterschiede.  
Im Kanton Bern können die Gemeinden beispielsweise frei wählen, 
wann sie ihre lokalen Wahlen durchführen wollen, sodass jedes Jahr 
lokale Wahlen stattfinden. Ebenfalls in unterschiedlichen Jahren gewählt 
wird in den Kantonen Uri, Basel-Stadt und Graubünden. Im Kanton 
Zürich fallen die lokalen Wahlen in eine Zeitspanne von 3 bis 4 Mona-
ten. Hier muss der erste Wahlgang auf einen Termin zwischen Januar 
und April angesetzt werden. Im Kanton Genf werden zuerst die Ge-
meindeparlamente und dann die Exekutive (municipalité) gewählt, wäh-
rend im Kanton Schaffhausen häufig zuerst der Gemeindepräsident und 
dann die Mitglieder des Gemeinderates gewählt werden. 
In Tabelle 1 sind die Jahre, in denen Gesamterneuerungswahlen stattfin-
den, für die verschiedenen Kantone aufgeführt. In der Regel dauert eine 
Legislatur vier Jahre. Die Westschweizer Kantone Fribourg, Waadt und 
Jura haben sich jedoch für eine Legislaturdauer von fünf Jahren ent-
schieden und im Kanton Bern wären auch sechs Jahre möglich. Kürzere 
Legislaturen, zum Teil für spezifische Funktionen (Präsidium, Säckel-
meister), gibt es in den Kantonen Uri, Schwyz, Nidwalden und Appen-
zell Innerrhoden. Im Kanton Graubünden schliesslich ist es den Ge-
meinden selbst überlassen, hier eine Regelung zu treffen. 




 Gemeindeexekutive: Zeitpunkt der Wahl, Amtsdauer und Wahljahre 
     Wahlzeitpunkt Amtsdauer letzte Wahlen / nächste 
Wahlen 
      ZH gleichzeitig im selben Jahr. zw. Jan. und 
April 
4 Jahre 2006 2010 2014 
BE nicht gleichzeitig max. 6 Jahre - - - 
LU gleichzeitig, ohne best. Zeitpunkt 4 Jahre 2005 2009 2013 
UR keine konkreten Angaben, nicht gleichzeitig 2 oder mehr 
Jahre 
- - - 
SZ gleichzeitig, ohne best. Zeitpunkt 2 & 4 Jahre 1) 2006 2010 2014 
OW keine konkreten Angaben 2) 4 Jahre 2008 2012 2016 
NW keine konkreten Angaben 3) 4 Jahre - - - 
GL gleichzeitig, ohne best. Zeitpunkt 4 Jahre 2009 2013 2017 
ZG gleichzeitig, anfangs Oktober 4 Jahre 2006 2010 2014 
FR gleichzeitig, im ersten Quartal 5 Jahre 2006 2011 2016 
SO gleichzeitig, ohne best. Zeitpunkt 4 Jahre 2005 2009 2013 
BS nicht gleichzeitig 4 Jahre - - - 
BL gleichzeitig, tendenziell Frühjahr 4 Jahre 2004 2008 2012 
SH keine konkreten Angaben 4) 4 Jahre 2008 2012 2016 
AR gleichzeitig, tendenziell Frühjahr 4 Jahre 2007 2011 2015 
AI gleichzeitig, anfangs Mai 5) 1-4 Jahre - - - 
SG gleichzeitig, ohne best. Zeitpunkt 4 Jahre 2008 2012 2016 
GR nicht gleichzeitig durch Gem. 
festgelegt 
- - - 
AG gleichzeitig, ohne best. Zeitpunkt 4 Jahre 2009 2013 2017 
TG gleichzeitig, ohne best. Zeitpunkt 4 Jahre 2007 2011 2015 
TI gleichzeitig, im April 4 Jahre 2008 2012 2016 
VD gleichzeitig, ohne best. Zeitpunkt 5 Jahre 2006 2011 2016 
VS gleichzeitig, Anfang/Mitte Okt. 4 Jahre 2008 2012 2016 
NE gleichzeitig, im Mai 4 Jahre 2008 2012 2016 
GE gleichzeitig, ohne best. Zeitpunkt 4 Jahre 2007 2011 2015 
JU gleichzeitig, Mitte/Ende Okt. 5 Jahre 2008 2012 2017 
Quelle: Recherchen: Julien Fiechter 
1) 2 Jahre für Gemeindepräsident, Vizepräsident und Säckelmeister, 4 Jahre für andere Mitglieder 
2) Wahljahren werden mit Regierungsratsbeschluss festgelegt (Auskunft Staatskanzlei, 14.6.2011) 
3) Gemeinden können die Exekutive alle 2 Jahre teilweise erneuern 
4) Gemeindepräsidien werden in der Regel zusammen mit dem Regierungsrat im August gewählt, danach wird 
der Gemeinderat gewählt. Das neue Gesetzt gibt den Gemeinden aber deutlich mehr Handlungsspielraum 
(Auskunft Staatskanzlei, 14.6.2011). 
5) Amtdauer kann 1-4 Jahre betragen 




2.2 WO WIRD GEWÄHLT? (WAHLORT) 
Gewählt werden die Mitglieder in den Schweizer Exekutiven gross-
mehrheitlich an der Urne. Ende der 1980er Jahren hielt die erste gesamt-
schweizerische Gemeindebefragung fest, dass 81.4 Prozent der Gemein-
den ihre Exekutive an der Urne wählten, 16.4 Prozent taten dies in der 
Gemeindeversammlung und im Kanton Neuenburg wurde die Exekutive 
noch im Parlament gewählt (vgl. Ladner 1991: 68 ff.). In den letzten 
zwanzig Jahren hat sich dieses Bild nicht wesentlich verändert. Die 
neuste Erhebung im Jahre 2009 ergibt, dass noch rund 14 Prozent der 
Gemeinden ihren Gemeinderat an der Gemeindeversammlung wählen. 
Hauptverantwortlich dafür sind nach wie vor die Kantone Bern und 
Graubünden, in denen in rund 45 respektive 70 Prozent der Gemeinden 
die Wahl in der Versammlung durchgeführt wird. Dazu gesellen sich 
eine kleine Zahl von weiteren Kantonen, in denen noch einzelne Ge-
meinden die Versammlungswahl kennen (zum Beispiel die Gemeinde 
Bauen im Kanton Uri). Im Kanton Neuenburg demgegenüber wurde 
2002 die Möglichkeit geschaffen, die kommunale Exekutive direkt 
durch das Volk wählen zu lassen (vgl. z.B. die Stadt Neuchâtel). In 
etwas mehr als der Hälfte der Kantone ist jedoch die Urnenwahl in der 
kantonalen Gesetzgebung für die Gemeinden zwingend vorgeschrieben 
(so in ZH, LU, GL, ZG, FR, SO, BS, BL, SH, SG, TI, VD, VS, GE und 
JU). 
 
2.3 WIE WIRD GEWÄHLT? (WAHLVERFAHREN) 
Für die Wahl der Gemeindeexekutive kommen in der Schweiz zwei 
unterschiedliche Wahlverfahren zur Anwendung, die selbst wiederum je 
nach Kanton teilweise unterschiedlich gehandhabt werden: Es sind dies 
das deutlich stärker verbreitete Majorzwahlverfahren und das Proporz-
wahlverfahren (vgl. Ladner 1991a: 69 ff.). 
In vielen Kantonen ist es den Gemeinden durch übergeordnete Gesetze 
vorgegeben, nach welchem Wahlverfahren sie die Exekutive zu bestel-
len haben (vgl. Ladner 1991a: 292 f.). Proporzkantone sind einzig ZG 
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und TI. In den Kantonen BE, LU, NW, FR, SO, BL, GR, TG, VS, NE 
und JU haben die Gemeinden die Möglichkeit, zwischen den beiden 
Wahlverfahren zu wählen. Dabei zeigt sich, dass vor allem in den Kan-
tonen SO und VS das Proporzverfahren sehr populär ist. Hier haben sich 
rund 80 Prozent der Gemeinden für dieses Wahlverfahren entschieden. 
In den Kantonen JU und BE liegt der Anteil der Proporzgemeinden 
zwischen 40 und 60 Prozent und in den Kantonen FR und NE bei rund 
30 Prozent.  
Über alle Gemeinden gerechnet ergibt unsere Untersuchung 2009, dass 
rund ein Viertel der Gemeinden ihre Exekutive nach dem Proporzwahl-
verfahren bestellt, während die grosse Mehrheit auf das Majorzverfahren 
zurückgreift. 
In der Untersuchung im Jahr 1998 gaben knapp 3 Prozent der Gemein-
den an, das Wahlverfahren geändert zu haben. Dabei lag der Anteil 
derjenigen Gemeinden, die vom Majorz zum Proporz gewechselt hatten, 
leicht höher als der Anteil der Gemeinden, die vom Proporz zum Majorz 
gewechselt hatten. Unsere neuste Untersuchung bestätigt diesen Trend 
jedoch nicht: Insgesamt hat eher das Majorzwahlsystem ganz leicht an 
Popularität gewonnen.  
In der konkreten Handhabung führen die beiden Wahlverfahren nicht zu 
grossen Unterschieden. Auch in Majorzgemeinden sind in der Regel die 
wichtigen Parteien in der Regierung vertreten, sei dies, weil die Mehr-
heitspartei freiwillig darauf verzichtet, Kandidierende für sämtliche 
Sitze ins Rennen zu schicken, sei dies, weil sich die Wählenden einem 
solchen Mehrheitsanspruch gegenüber verwehren und nicht alle Kandi-
dierenden der Mehrheitspartei wählen.  
Dennoch lassen sich auch gewisse Unterschiede erkennen. So haben es 
kleinere und neue Parteien unter dem Proporzwahlverfahren deutlich 
einfacher, Exekutivsitze zu gewinnen, weil ihnen in der Regel dafür 
bereits 15 bis 20 Prozent der Stimmen reichen. Weiter lässt sich zeigen, 
dass in Proporzgemeinden die Zahl der Lokalparteien etwas grösser ist 
und auch die Wahlbeteiligung etwas höher liegt (vgl. Ladner 1996 und 
Ladner/Milner 1999). 
 




2.4 WER WIRD GEWÄHLT? (PROFIL UND MOTIVATION DER 
GEWÄHLTEN) 
Es sind also der Gemeindepräsident zusammen mit den anderen Mit-
gliedern der Gemeindeexekutive, die die Gemeindepolitik machen oder 
zumindest entscheidend prägen (Ladner 1991: 56). Sie verfügen kraft 
ihres Amtes und über die ihnen unterstellte Verwaltung über einen gros-
sen Wissensvorsprung was die kommunalen Sachgeschäfte anbelangt 
und sind auch aufgefordert, sich mit strategischen Fragen der Gemein-
deentwicklung zu befassen. 
Die direkte Volkswahl der Gemeindeexekutive erhöht ihre Legitimation 
zusätzlich, was ihre Position weiter stärkt. Bedeutungsvoll ist dies vor 
allem in den Gemeinden mit einem Gemeindeparlament. Nicht selten 
kommt es denn auch vor, dass sich die Mitglieder der kommunalen 
Parlamente beklagen, dass sie den Mitglieder der Gemeindeexekutive 
inhaltlich kaum etwas entgegenzusetzen hätten und sich ihre Aufgabe 
lediglich auf ihre Finanz- und Oberaufsicht beschränkte. In den Ver-
sammlungsgemeinden wird die Ausübung der Kontrollfunktion durch 
die Stimmbürgerschaft noch schwieriger, was die Einfluss- und Gestal-
tungsmöglichkeiten der Exekutiven weiter stärkt.  
Dem gilt es jedoch entgegen zu halten, dass in vielen – vor allem in den 
vielen kleinen – Gemeinden ein Exekutivamt in erster Linie aus Pflicht-
gefühl und weniger aus macht- und parteipolitischen Überlegungen 
angenommen wird. Zu diesem Schluss kommt man zumindest, wenn 
man den Aussagen der Mitglieder in den kommunalen Exekutiven 
Glauben schenken darf.  
Dies bestätigt auch eine 2009 unter sämtlichen kommunalen Exekutiv-
mitgliedern durchgeführte Befragung (vgl. Geser et al. 2011). Zu den 
wichtigsten Gründen für ein politisches Engagement gehören der 
Wunsch nach einer aktiven Mitgestaltung der Entwicklung der Gemein-
de und der Einsatz für die Allgemeinheit (vgl. Abbildung 2). Politische 
und berufliche Interessen, aber auch direkte Betroffenheit spielen kaum 
eine wichtige Rolle. 








Auch wenn solche Aussagen immer mit einer gewissen Vorsicht inter-
pretiert werden müssen, so kann doch festgehalten werden, dass für die 
überwiegende Mehrheit der Inhaber von Exekutivämtern ein freiwilliges 
Engagement im Dienste der kommunalen Selbstverwaltung wichtiger ist 
als der Zugewinn von (politischer) Macht. Entsprechend ziehen sich 
viele Amtsinhaber nach zwei oder drei Legislaturen auch wieder aus der 
Politik zurück. Im Querschnitt betrachtet sind etwa 40 Prozent der Ge-
meinderäte in ihrer ersten Amtsperiode und etwa 30 Prozent in ihrer 
zweiten, was auf eine eher schnellere Rotation hindeutet (Geser et al. 
2011).  
Aufgrund der Exekutivstudie ergibt sich für die Mitglieder der kommu-
nalen Exekutive folgendes Profil (vgl. Geser et al. 2011): Die Mehrheit 
verfügt über ausgezeichnete Bildungsabschlüsse und 50 Prozent sind 




selbständig oder gehören in ihren Firmen dem höheren Kader an. Rund 
ein Viertel der Exekutivmitglieder sind Ende der Nuller-Jahre Frauen 
(vgl. auch Kapitel 6). Ebenfalls untervertreten sind die Jungen. Nicht 
einmal jeder zwanzigste Gemeinderat ist jünger als 35. Dagegen tragen 
die 45 bis 65-jährigen mit einem Anteil von zwei Dritteln an allen Ge-
meinderäten die Hauptlast der kommunalen Regierungstätigkeiten. Das 
stärkste Alterssegment bilden dabei die 45 bis 54-Jährigen mit 40 Pro-
zent gefolgt von den 55 bis 64-Jährigen mit gut 25 Prozent. Als zentrale 
soziale Merkmale gelten weiter intakte familiäre Verhältnisse und eine 
starke Verankerung in der Wohngemeinde: Über 80 Prozent der befrag-
ten Gemeinderäte sind verheiratet und haben Kinder, und die Hälfte der 
Befragten ist zum Zeitpunkt ihrer Wahl schon mehr als 20 Jahre in der 
Gemeinde wohnhaft. Die erwähnte Studie zeigt weiter, dass mit zuneh-
mender Gemeindegrösse das Bildungsniveau und das Alter ansteigen 









3 DER VERLAUF KOMMUNALER WAHLEN 
Von Interesse in diesem Abschnitt ist, wie heftig um die Sitze in den 
Gemeindeexekutiven gestritten wird. Dies kann als Mass für die Attrak-
tivität der Ämter genommen werden. Voraussetzung für umstrittene 
Wahlen ist allerdings zuerst einmal eine grössere Zahl geeigneter Kan-
didatinnen und Kandidaten, die sich um die verschiedenen Ämter be-
werben und den Stimmbürgerinnen und Stimmbürger politische Alterna-
tiven anbieten. Weiter kann beispielsweise vermutet werden, dass die 
Existenz einer grösseren Zahl an lokalpolitischen Gruppierungen und 
Parteien mit einem verstärkten politischen Wettbewerb einhergeht.  
 
3.1 WIE UMSTRITTENEN SIND KOMMUNALE WAHLEN? 
Unsere Erhebung zeigt, dass lokale Wahlen in der Regel alles andere als 
hart umkämpft sind. In rund 40 Prozent der Gemeinden sind sie – nach 
Auskunft der Gemeindeschreiber – überhaupt nicht umstritten und in 
einem zusätzlichen Viertel haben sie als eher nicht umstritten zu gelten 
(vgl. Abbildung 3). Nur in etwas mehr als einem Fünftel der Gemeinden 
werden die Wahlen als mehr oder weniger stark umstritten bezeichnet. 
Eine nicht unwichtige Rolle kommt bei der Frage nach der Umstritten-
heit der Wahlen der Gemeindegrösse zu. Je grösser die Gemeinde, desto 
umstrittener sind die Wahlen (vgl. Abbildung 4). Mehrheitlich umstrit-
ten sind die Wahlen aber erst in Gemeinden mit mehr als 10‘000 Ein-
wohnern und damit in einem verschwindend kleinen Teil der Schweizer 
Gemeinden: Bekanntlich haben lediglich 5.2 Prozent der 2596 Gemein-
den (Stand 1.1.2009) mehr als 10‘000 Einwohner. 
 





Umstrittenheit lokaler Wahlen auf einer Skale von 1 (überhaupt nicht 




Umstrittenheit lokaler Wahlen auf einer Skale von 1 (überhaupt nicht 
umstritten) bis 7 (sehr umstritten) nach Gemeindegrösse 
 
N=1388; 1 = überhaupt nicht umstritten, 7 = sehr umstritten 
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Gewisse Unterschiede zeigen sich hinsichtlich der Sprachregion. Am 
umstrittensten sind die Wahlen im Tessin (Mittelwert 3.9, N=82), ge-
folgt von der französischsprachigen (Mittelwert 2.8, N=384) und der 
deutschsprachigen Schweiz (Mittelwert 2.5, N=922). Das Tessin, das 
konnten wir bereits in früheren Untersuchungen feststellen, kennt tradi-
tionell eine hohe Politisierung auf lokaler Ebene (vgl. Ladner 1991). 
Wenn sich nicht mehr Kandidaten zur Verfügung stellen, als Sitze zu 
vergeben sind, und es das Wahlgesetzt erlaubt, können die Mitglieder 
der Gemeindeexekutive auch in einer „stillen Wahl“ gewählt werden. In 
einigen Gemeinden kann es also vorkommen, dass überhaupt keine 
öffentlichen Wahlen durchgeführt werden. Gemäss unserer Befragung 
geben etwas mehr als 20 Prozent (N=1373) der Gemeindeschreiber an, 
dass die Gemeindeexekutive beim letzten Wahltermin in stiller Wahl 
gewählt wurde. Dieser Wert erscheint uns allerdings etwas gar hoch. 
Möglich ist auch, dass Wahlen von den Gemeindeschreibern als stille 
Wahl bezeichnet werden, wenn keine Auswahl zur Verfügung steht und 
automatisch alle Kandidierenden gewählt werden. Lediglich 92 der 290 
Gemeinden, die angeben, dass die Exekutive in stiller Wahl gewählt 
wurde, machen keine Angaben zur Wahlbeteiligung. Entsprechend kann 
davon ausgegangen werden, dass der Anteil der Gemeinden, in denen 
die Exekutive in stiller Wahl, d.h. ohne Stimmabgabe der Stimmbürge-
rinnen und Stimmbürger gewählt wird, wohl eher bei 7 bis 8 Prozent 
liegt. 
 
3.2 MEHR KANDIDIERENDE ALS SITZE 
Verschiedene frühere Untersuchungen haben gezeigt, dass die Gemein-
den grosse Schwierigkeiten haben, genügend Personen, die sich für ein 
Exekutivamt interessieren, zu finden. Abgesehen von den ganz grossen 
Gemeinden und Städten, in denen es attraktive, vollamtliche Exekutiv-
ämter zu besetzten gibt, ist das Angebot an amtswilligen Kandidieren-
den in der Mehrheit der Gemeinden eher beschränkt. Mehr als 60 Pro-
zent der Gemeinden hatten in den letzten Jahren nach Aussagen der 
Gemeindeschreiber grössere Schwierigkeiten, auf die Wahlen hin genü-




gend geeignete Kandidatinnen und Kandidaten zu finden (vgl. Ladner et 
al. 2000: 25 ff.).  
Lediglich in rund der Hälfte der Gemeinden stehen den Wählenden 
mehr Kandidierende zur Auswahl, als es Sitze zu vergeben gilt.4 Vor 
zwanzig Jahren lag dieser Anteil – allerdings nicht auf genau dieselbe 
Art erhoben – bei 38.8 Prozent. Damit sind in einem stattlichen Teil der 
Gemeinden die lokalen – „faute de mieux“ –  reine Bestätigungswahlen. 
Tabelle 2 zeigt, dass erst ab einer Gemeindegrösse von mehr als 10‘000 
Einwohnern sich in der Regel mehr Kandidierende um einen Exekutiv-
sitz bewerben, als effektiv Sitze vorhanden sind. Besonders unumstritten 
scheinen die Exekutivsitze in der Westschweiz zu sein und am umstrit-
tensten sind sie in der italienischsprachigen Schweiz. Zu den Kantonen, 
in denen die Zahl der Kandidierenden besonders häufig mit der Zahl der 
Sitze übereinstimmt, gehören SZ, GR, LU, NE, GL und UR. 
 
3.3 WAHLERGEBNISSE 
Wie häufig kommt es zu Abwahlen bestehender Gemeinderäte und Ge-
meinderätinnen? Wie oft kommt es zu unerwarteten Wahlergebnissen 
und wie oft werden Personen gewählt, die gar nicht offiziell für ein 
Exekutivamt kandidiert haben? Diese Fragen geben uns zusätzlich Auf-
schluss darüber, wie wichtig und umstritten die kommunalen Wahlen 
sind. 
 
                                                          
4 In die gleiche Richtung deutet auch eine ähnlich gelagerte Frage: Neue Kandidaten sind 
in etwas weniger als der Hälfte der Gemeinden (44.6%; N=1320) gegen bisherige Exe-
kutivmitglieder angetreten. 




Mehr Kandidierende als Sitze in der Gemeindeexekutive, nach Gemein-
degrösse, Sprachregion und Kantonszugehörigkeit (Prozentanteile) 
           Einwohner  %-Anteil  N=  Sprache  %-Anteil  N= 
           bis 249  18.6%  118  D  51.7%  901 
250-499  18.3%  175  F  45.6%  390 
500-999  37.3%  260  I  63.9%  72 
1'000-1'999  51.5%  293       
2'000-4'999  69.5%  321       
5'000-9'999  76.5%  115       
10'000-19'999  95.1%  61       
20'000 +  95.0%  20       
           
Kanton  %-Anteil  N=  Kanton  %-Anteil  N= 
AI  100.0%  4  FR  49.4%  89 
OW  100.0%  5  AG  46.9%  128 
ZG  100.0%  7  VS  46.8%  62 
GE  68.2%  22  VD  45.7%  188 
SG  63.5%  52  JU  45.5%  33 
SO  61.9%  63  AR  40.0%  10 
TI  61.8%  68  SZ  36.8%  19 
ZH  61.6%  112  GR  34.5%  84 
NW  60.0%  5  LU  34.0%  47 
TG  56.5%  46  NE  32.1%  28 
BE  54.4%  217  GL  20.0%  5 
BL  54.1%  37  UR  6.3%  16 
BS  50.0%  2       
SH  50.0%  14  Total  50.6%  1363 
 




Erneut kandidierende Exekutivmitglieder werden in der Regel in ihrem 
Amt bestätigt. Weniger als ein Fünftel der Gemeinden geben an, dass 
bei ihren letzten Wahlen ein wieder kandidierendes Mitglied des Ge-
meinderates nicht im Amt bestätigt wurde (vgl. Tabelle 3). Interessant 
ist weiter, dass die Gemeindegrösse, abgesehen von den Gemeinden 
unter 2000 Einwohnern, keinen eindeutigen Einfluss auf die Nicht-
Wiederbestätigung hat. Es kann also nicht davon ausgegangen werden, 
dass die Exekutivmitglieder in den ganz grossen Gemeinden eindeutig 
stärker befürchten müssen, dass sie in ihrem Amt nicht wieder bestätigt 
werden als Kandidierende in mittelgrossen Gemeinden. In den ganz 
kleinen Gemeinden hingegen ist die Abwahlgefahr noch etwas geringer. 
Was die Sprachregionen anbelangt, so kommt es am häufigsten zu 
Nicht-Wiederwahlen in der italienischsprachigen Schweiz gefolgt von 
der Romandie und der Deutschschweiz. Und mit Blick auf die Kantone 
geschieht dies am häufigsten im Kanton Solothurn.  
Zu ganz ähnlichen Ergebnissen kommt man, wenn man fragt, ob Kandi-
daten gewählt wurden, von denen man es nicht erwartet hätte. Auch hier 
sind es weniger als ein Fünftel der Gemeinden, in denen es zu unerwar-
teten Wahlergebnissen kommt (vgl. Tabelle 4). Wiederum zeigt sich 
kein ausgesprochen starker Zusammenhang mit der Gemeindegrösse, 
auch wenn dies in den grösseren Gemeinden etwas häufiger vorzukom-
men scheint. 
Interessant ist schliesslich, dass in jeder zwanzigsten Gemeinde Perso-
nen in den Gemeinderat gewählt wurden, die gar nicht offiziell für ein 
solches Amt kandidiert hatten. Dieses Phänomen ist vor allem in den 
kleinen Gemeinden anzutreffen, wo es besonders schwierig ist, genü-
gend Kandidaten zu finden. Zudem tritt es etwas häufiger in den franzö-
sischsprachigen Gemeinden auf.  
 




Anteil Gemeinden, in denen Amtsinhaber abgewählt wurden, nach Ge-
meindegrösse, Sprachregion und Kantonszugehörigkeit 
Einwohner    %‐Anteil    N=   Sprache    %‐Anteil    N= 
bis 249  12.2% 115 D  14.9%    899 
250‐499  9.1% 176 F  21.2%    387 
500‐999  16.9% 261 I  34.7%    72 
1'000‐1'999  15.9% 290      
2'000‐4'999  23.1% 320      
5'000‐9'999  21.7% 115      
10'000‐19'999  29.5% 61      
20'000 +  20.0% 20      
Kanton    %‐Anteil    N=   Kanton    %‐Anteil    N= 
SO  42.9% 63 SH  14.3%    14 
TI  35.3% 68 GR  13.3%    83 
FR  29.2% 89 TG  13.0%    46 
ZG  28.6% 7 ZH  12.6%    111 
JU  26.5% 34 GE  9.1%    22 
NE  22.2% 27 AG  7.8%    129 
GL  20.0% 5 UR  6.3%    16 
NW  20.0% 5 LU  4.3%    47 
OW  20.0% 5 AI  0.0%    4 
BE  18.0% 217 AR  0.0%    10 
SG  17.3% 52 BS  0.0%    2 
VD  17.3% 185 SZ  0.0%     
BL  16.7% 36      
VS  16.1% 62 Total  17.7%    1358 
 





Anteil Gemeinden, in denen Kandidierende gewählt wurden, von denen 
man es nicht gedacht hätte, nach Gemeindegrösse, Sprachregion und 
Kantonszugehörigkeit 
           Einwohner  %-Anteil  N=  Sprache  %-Anteil  N= 
           
bis 249  16.8%  113  D  15.6%  889 
250-499  10.7%  177  F  18.4%  381 
500-999  17.4%  259  I  38.6%  70 
1'000-1'999  15.7%  286       
2'000-4'999  19.6%  317       
5'000-9'999  20.2%  109       
10'000-19'999  31.7%  60       
20'000 +  26.3%  19       
Kanton  %-Anteil  N=  Kanton  %-Anteil  N= 
ZG  42.9%  7  VD  14.7%  184 
OW  40.0%  5  ZH  12.6%  111 
TI  36.4%  66  GE  9.5%  21 
SO  32.3%  62  TG  9.1%  44 
FR  26.4%  87  AG  7.1%  127 
GR  25.3%  83  LU  6.5%  46 
AR  22.2%  9  SZ  5.3%  19 
VS  20.6%  63  AI  0.0%  4 
BL  20.6%  34  BS  0.0%  2 
GL  20.0%  5  NW  0.0%  5 
BE  19.1%  215  SH  0.0%  14 
JU  18.8%  32  UR  0.0%  16 
NE  17.9%  28       
SG  15.7%  51  Total  17.6%  1340 
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3.4 BILDUNG DES INDIKATORS „UMSTRITTENHEIT KOMMUNALE 
WAHLEN“ 
Aufgrund der verschiedenen Angaben zum Verlauf der letzten Exeku-
tivwahlen soll für den weiteren Verlauf der Arbeit ein Indikator gebildet 
werden. Die vier Merkmale „Mehr Kandidierende als Sitze“, „Heraus-
forderung amtierender Gemeinderatsmitglieder“, „Abwahl gewählter 
Mitglieder“ und „unerwartete Wahlergebnisse“ deuten auf stark mobili-
sierende Wahlen hin, bei denen auch hohe Beteiligungswerte zu erwar-
ten sind. Sind alle vier Merkmale erfüllt, so kann von stark umstrittenen 
Wahlen ausgegangen werden, ist keines oder nur eines dieser Merkmale 
erfüllt, so sind die Wahlen wenig umstritten.5  
Die nachfolgende Abbildung 5 zeigt, dass sich diese Merkmale mit der 
Einschätzung der Umstrittenheit von Wahlen auf der 7ner Skala decken. 
Je höher der Indikator-Wert, desto höher ist die durchschnittliche Ein-
schätzung der Umstrittenheit der Wahlen durch die Gemeindeschreiber 
(pearson corr = .581, sig. =.000, N = 1301). 
Wiederum lässt sich zeigen, dass mit zunehmender Gemeindegrösse die 
Wahlen umstrittener werden und dass im Tessin die Wahlen insgesamt 
am umstrittensten sind gefolgt von der Westschweiz und der 
Deutschschweiz.  
Berechnet man die Durchschnittswerte für den Indikator „Umstrittenheit 
kommunaler Wahlen“ für die einzelnen Kantone, so finden sich 
besonders umstrittene Wahlen in den Kantonen Zug, Obwalden, 
Solothurn und Tessin, während im Kanton Uri die Wahlen überhaupt 
nicht umstritten sind (vgl. Abbildung 6). 
 
                                                          
5 Die Teststatistik für die Indikatorbildung ergibt einen Wert von 0.704 (Cronbachs Al-
pha), was als befriedigend bezeichnet werden kann. 





Indikator „Umstrittene Wahlen“ (X-Achse) und durchschnittliche Um-
strittenheit der Wahlen nach Einschätzung der Gemeindeschreiber auf 
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3.5 WELCHE FAKTOREN FÜHREN ZU UMSTRITTENEN WAHLEN? 
Welches sind die wichtigsten Faktoren, die dafür verantwortlich ge-
macht werden können, dass es in den Gemeinden zu umstrittenen Wah-
len kommt? Wie bereits festgestellt, gehört dazu sicher die Gemeinde-
grösse. Je grösser eine Gemeinde, desto eher kommt es zu umstrittenen 
Wahlen. Eine weitere Einflussvariable ist die Sprachregion. In den Tes-
siner Gemeinden sind lokale Wahlen deutlich umstrittener. 
Zu umstrittenen Wahlen, so kann angenommen werden, kommt es dar-
über hinaus vor allem in heterogenen Gemeinden, in denen unterschied-
liche Bevölkerungssegmente mit unterschiedlichen politischen Vorstel-
lungen über die politische Führung und die zukünftige Entwicklung der 
Gemeinde existieren.  
Mehr oder weniger direkt verknüpft mit unterschiedlichen Bevölke-
rungssegmenten ist die Existenz von verschiedenen politischen Parteien. 
Dies gilt vor allem für die grösseren Gemeinden. Insgesamt geben in der 
aktuellen Gemeindeschreiberbefragung rund 60 Prozent der Gemeinden 
an, dass sie über organisierte Lokalparteien oder andere Gruppierungen 
verfügen, die Kandidierende für die Gemeindeexekutive portieren. Zur 
Regel (mit mehr als 90 Prozent der Gemeinden, die Lokalparteien ha-
ben) wird dies jedoch erst in Gemeindegrössenkategorien ab 2000 Ein-
wohnern. 
Weiter kann vermutet werden, dass auch Elemente des politischen Sys-
tems einen Einfluss auf die Umstrittenheit von Wahlen haben. Die Exis-
tenz eines Gemeindeparlaments kann zu einer Politisierung der lokalen 
Politik führen, die letztlich in einen intensiveren Wahlkampf mündet. 
Die zu überprüfende Hypothese würde hier also wie folgt lauten: Ver-
gleicht man zwei bezüglich Gemeindegrösse, sprachregionaler Herkunft 
und anderer wichtiger Variablen identische Gemeinden, die sich nur 
bezüglich der Existenz eines Gemeindeparlaments unterscheiden, so ist 
zu erwarten, dass die Wahlen in der Parlamentsgemeinde umstrittener 
sind.  
Ganz ähnlich kann auch hinsichtlich des Wahlverfahrens argumentiert 
werden, wobei hier die Erwartungen weniger eindeutig sind. So kann 
beispielsweise erwartet werden, dass das Proporzwahlverfahren nicht 




nur die Herausbildung von politischen Gruppierungen fördert, sondern 
auch generell zu einem intensiveren Wahlkampf mit einer grösseren 
Zahl an ernsthaften Bewerbern führt. Dem kann entgegengehalten wer-
den, dass Majorzwahlen viel stärker als Personenwahlen geführt werden, 
was für die Wählenden nicht nur übersichtlicher, sondern auch attrakti-
ver wird (vgl. dazu Ladner/Milner 1999).  
Die Überprüfung der Erklärungskraft dieser verschiedenen Einflussfak-
toren mit Hilfe einer multiplen, linearen Regression zeigt, dass die Ge-
meindegrösse tatsächlich die wichtigste Variable ist, welche umstrittene 
Kommunalwahlen zu erklären vermag (vgl. Tabelle 5). Ebenfalls be-
deutsam ist das Proporzwahlsystem. Wird die Exekutive im Proporz-
wahlverfahren gewählt, so stehen häufiger mehr Kandidierende als Sitze 
zur Verfügung, werden amtierende Gemeinderatsmitglieder herausge-
fordert und kommt es zu unerwarteten Ergebnissen. Weiter bestätigt 
sich, dass die Wahlen in der italienisch- und französischsprachigen 
Schweiz eher umstrittener sind, und schliesslich zeigt sich auch, dass es 




Das Bild, welches die Gemeindeschreiber vermitteln, zeugt von insge-
samt nur wenig umstrittenen Wahlen. Es bewerben sich lediglich in 
jeder zweiten Gemeinde mehr Kandidierende als effektiv Sitze zu ver-
geben sind. Lediglich in jeder fünften Gemeinde kann von wirklich 
umstrittenen Wahlen ausgegangen werden und noch etwas seltener 
kommt es zu einer Abwahl amtierender Mandatsträger oder zu unerwar-
teten Ergebnissen. Weiter zeigt sich, dass in den grösseren Gemeinden 
die Wahlen deutlich umstrittener sind und dass das Proporzwahlverfah-
ren mit umstrittenen Wahlen einhergeht.  
                                                          
6  Die politische Heterogenität wird hier auf der Basis der Wählerstimmenanteilen bei den 
Nationalratswahlen 2007 bestimmt. Die Formel lautet: Heterogenität = 1/ , wo-
bei n für die Zahl der Parteien und pi für den Wählerstimmenanteil der Partei i steht. 




Determinanten der Umstrittenheit (Index) kommunaler Wahlen (lineare 
Regression, standardisierte Beta-Koeffizienten) 
    
   Standardisierte 
Beta-Koeffizienten 
         
Gemeindegrösse 2009 (log.)   .355 *** 
Anteil Französischsprachige in der Gemeinde   .106 *** 
Anteil Italienischsprachige in der Gemeinde   .084 *** 
     
Heterogenität Nationalratswahlen 2007   .054 * 
Organisierte politische Gruppierungen   .013  
     
Gemeindeparlament   .050  
Urnenwahl der Exekuktive   -.020  
Proporzverfahren   .301 *** 
     
R2 adj.    .267  
N=   1’162  
Signifikanzniveau: * = 10%-Niveau; **= 5%-Niveau; ***= 1%-Niveau 
 
Angesichts des relativ beschränkten Wettbewerbs müsste eigentlich 
angenommen werden, dass auch die Wahlbeteiligung in den Gemeinden 
– vor allem wenn wir sie mit den Wahlen auf kantonaler und nationaler 
Ebene vergleichen – relativ bescheiden ausfällt. Zudem wäre zu erwar-
ten, dass die Wahlbeteiligung vor allem in den kleineren Gemeinden 
tiefer liegt, weil es hier seltener zu „richtigen“, d.h. umstrittenen Wahlen 
kommt. Diese Annahmen gehören zu den Fragen, denen im nächsten 
Abschnitt nachgegangen wird.  
 





Die Beteiligung an lokalen Wahlen ist in den Politikwissenschaften 
nur selten Gegenstand von Untersuchungen (Hajnal/Lewis 2003: 
645). Hauptverantwortlich dafür ist, dass das Augenmerk in der 
Regel auf der nationalen Ebene liegt. Zudem, und dies trifft für die 
Schweiz in besonderem Masse zu, sind die Beteiligungswerte für 
lokale Wahlen deutlich schwieriger zu erfassen. Hierzulande gibt es 
keine umfassenden schweizweiten Statistiken zu den lokalen Wah-
len. Der einzige Weg zu einigermassen vergleichbaren Zahlen führt 
über Befragungen. Seit 1988 liegen insgesamt vier gesamtschweize-
rische Untersuchungen auf Gemeindeebene vor, bei denen jeweils 
die Wahlbeteiligung an den letzten Exekutivwahlen erhoben wurde.  
Bevor wir uns aber mit der Beteiligung in einzelnen Gemeinden und 
allfälligen Unterschieden zwischen den Gemeinden beschäftigen, 
fragen wir zuerst, wie viele Leute sich überhaupt an nationalen, kan-
tonalen und lokalen Wahlen beteiligen. Diese Angaben geben Auf-
schluss darüber, wie wichtig die verschiedenen politischen Niveaus 
in der Schweiz sind. Danach wenden wir uns den in den Gemeinde-
schreiberbefragungen erhobenen Beteiligungswerte für die einzelnen 
Gemeinden zu. Dabei untersuchen wir, wie weit Unterschiede zwi-
schen Gemeinden unterschiedlicher Grösse sowie unterschiedlicher 
sprachregionaler und kantonaler Herkunft bestehen. Abschliessend 
soll dann geprüft werden, welche Faktoren die unterschiedliche Be-
teiligung an lokalen Wahlen am besten zu erklären vermögen. 
 
4.1 DIE BETEILIGUNG DER STIMMBÜRGERSCHAFT AN 
NATIONALEN, KANTONALEN UND LOKALEN WAHLEN 
Fragt man nach dem Anteil der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, 
die sich an Wahlen beteiligen, so sind die Zahlen für die Beteiligung 
an nationalen Wahlen am einfachsten zu eruieren, da sich die vom 
Bundesamt für Statistik publizierte Wahlbeteiligung jeweils auf die 
Gesamtheit der Stimmberechtigten in der Schweiz bezieht. Bereits 
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etwas komplizierter wird es, wenn nach dem Anteil der Personen 
gefragt wird, die sich an kantonalen Wahlen beteiligen. Berechnet 
man für die ebenfalls vom Bundesamt für Statistik ausgewiesenen 
Beteiligungswerte an kantonalen Wahlen lediglich die Durch-
schnittswerte, so fallen die vielen kleineren Kantone, in denen nur 
ein kleiner Teil der Bevölkerung lebt, zu stark ins Gewicht. Entspre-
chend gilt es, die Beteiligungswerte mit den Stimmberechtigten in 
den jeweiligen Kantonen zu gewichten.  
Der Vergleich der Wahlbeteiligung bei Nationalratswahlen mit der 
Beteiligung bei kantonalen Parlamentswahlen fördert erste interes-
sante Erkenntnisse zutage. Insgesamt nehmen (zumindest für den 
Beobachtungszeitraum seit den 1970er Jahre) in der Schweiz mehr 
Leute an den Nationalratswahlen teil, als sie dies an kantonalen 
Wahlen tun. Während sich die Unterschiede anfänglich noch auf ein 
paar wenige Prozent belaufen, so steigen sie gegen Mitte der 1990er 
Jahren deutlich an, was vor allem auf eine Zunahme der Wahlbetei-
ligung an nationalen Wahlen zurückzuführen ist (vgl. Abbildung 7). 
Offenbar haben die nationalen Wahlen gegenüber den kantonalen 
Wahlen an Bedeutung gewonnen, was die These von einer „Nationa-
lisierung der Politik“, wonach sich die Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger verstärkt an der nationalen Politik orientieren und sich 
auch stärker dafür interessieren, unterstützt. 
Die Betrachtung des gewichteten Wertes bei den kantonalen Parla-
mentswahlen darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass es nach 
wie vor Kantone gibt, die – bei ihren letzten kantonalen Wahlen - 
eine Beteiligungsquote aufwiesen, die deutlich über der gesamt-
schweizerischen Beteiligung an nationalen Wahlen lag. Zu den Spit-
zenreitern gehört der Kanton Schaffhausen (mit 53.8 %, 2008), in 
dem die Beteiligung nach wie vor obligatorisch ist. Noch höher liegt 
die Beteiligung jedoch in den Kantonen Tessin (62.1 %, 2007) und 
Wallis (54.6 %, 2009). Beide Kantone kennen eine politische Kultur, 
in der die Zugehörigkeit zu einem politischen Lager weit ins gesell-
schaftliche Leben hineinreicht. Ebenfalls hoch ist die Beteiligung in 
den Kantonen Obwalden (52.1 %, 2010) und Nidwalden (53 %, 
2010). 





Beteiligung an Nationalratswahlen und Beteiligung an kantonalen 
Wahlen im Vergleich 
 
Zur Berechnung der kantonalen Wahlbeteiligung wurden nur die Kantone berücksich-
tig, deren Stimmberechtigten erfasst werden konnten. Es fehlen AI, AR und GR. 
Quelle: BFS, http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/17/02/blank/key/ 
kantonale_parlemente/parteienstaerke.Document.21781.xls (heruntergeladen am 
29.3.2011). 
 
Der Vergleich der Entwicklung der Wahlbeteiligung bei kantonalen 
Wahlen in den einzelnen Kantonen seit den 1970er Jahren bestätigt 
zuerst einmal die Abnahme (vgl. Tabelle 6). Der Durchschnittswert 
über alle Kantone ist von rund 55 Prozent (Beginn 1970er Jahre) auf 
rund 42 Prozent (Ende 2000er Jahre) gesunken und in praktisch allen 
Kantonen (einzige Ausnahme bildet OW) liegt die Beteiligung heute 
tiefer als zu Beginn der 1970er Jahre. Im Vergleich zur Beteiligung 
auf nationaler Ebene, die Mitte der 1990er Jahre wieder anzusteigen 
begann, ist in der grossen Mehrheit der Kantone die Beteiligung 
stetig zurückgegangen. Einzige Ausnahme bilden die Kantone SZ, 
OW und NW, in denen unter anderem die aufkommende SVP den 
Wahlkampf belebt hat, sowie BL und VD. 




Wahlbeteiligung an kantonalen Parlamentswahlen nach Kantonen 



















11  Ø** 
             
ZH 43.3 40.1 38.1 45.8 39.3 38.2 38.0 34.8 35.9 38.2  39.2 
BE 48.2 47.3 46.1 38.7 38.0 35.1 30.7 29.5 31.1 32.3  37.7 
LU 68.2 64.1 63.8 56.9 51.9 49.7 51.8 46.0 44.8 43.5  54.1 
UR         48.5 39.7  44.1 
SZ  51.9 45.2 43.1 39.7 39.4 32.8 47.3 40.3 41.3  42.3 
             
OW 51.3 51.2 48.2 58.8 50.3 42.7 43.1 58.6 41.5 52.1  49.8 
NW   59.6 49.9 57.4 46.6 49.0 59.7 43.9 53.0  52.4 
GL  54.9 61.6 56.2 54.3 48.9 45.4 46.6 42.7 36.4 32.1  47.9 
ZG  58.5 54.8 58.4 53.6 51.8 48.7 44.2 47.5 44.7 43.6  50.6 
FR 56.8 60.1 57.7 50.1 47.2 47.2 44.0 41.5 40.7 40.7  48.6 
             
SO 64.5 60.0 55.7 59.5 55.8 51.7 48.1 50.4 42.3 36.8  52.5 
BS 44.5 44.0 39.5 42.2 41.5 45.6 42.8 41.4 44.4 38.9  42.5 
BL 39.1 36.6 41.2 41.6 38.3 36.1 33.3 34.0 37.0 35.1  37.2 
SH 77.6 76.2 71.3 70.3 64.9 60.9 56.4 59.2 59.8 53.8  65.0 
AR             
             
AI             
SG 55.8 47.6 44.1 43.4 39.8 42.5 37.1 37.8 34.5 35.3  41.8 
GR             
AG 49.5 51.3 39.5 39.1 35.7 45.0 31.7 42.0 33.2 31.7  39.9 
TG 57.0 50.3 45.9 41.8 43.2 39.8 33.8 31.6 33.9 33.9  41.1 
             
TI 70.5 71.6 72.0 72.1 72.2 71.9 65.7 59.4 62.1 58.5  67.6 
VD*** 41.6 40.2 37.1 33.0 29.8 30.1 31.1 43.2 40.9 40.9  36.8 
VS 68.2 73.5 64.0 67.1 64.7 67.8 60.4 62.9 54.1 54.6  63.7 
NE 43.5 45.7 50.1 40.5 41.2 37.3 37.7 44.1 44.2 36.9  42.1 
GE 44.4 41.8 38.7 39.7 40.2 35.4 39.1 36.3 40.7 39.4  39.6 
JU  81.1 73.1 66.3 61.6 61.6 54.6 54.2 51.9 48.9  61.5 
             
Ø KW* 54.6 54.8 52.1 50.4 47.9 46.3 43.3 45.6 42.9 41.8  47.7 
             
Hervorhebungen: Überdurchschnittliche Beteiligungswerte in der jeweiligen Zeitperiode 
*     Durchschnitt Kantonsratswahlen 
**   Mittelwert über die Jahre 
*** Im Kanton VD fanden zwischen 2008 und 2011 wegen dem Übergang zur fünfjährigen 
Legislatur keine kantonalen Wahlen statt. 
Quelle: BFS, http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/17/02/blank/key 
/kantonale_parlemente/parteienstaerke.Document.21781.xls (heruntergeladen am 12.5.2011). 
 




Die Kantone Luzern, Zug, Schaffhausen, Tessin, Wallis und Jura 
gehören über die gesamte Zeitspanne hinweg zu den Kantonen mit 
einer im kantonalen Vergleich überdurchschnittlichen Wahlbeteili-
gung. Dazu gesellt sich auch noch der Kanton Solothurn, der in der 
Mehrheit der Vergleichsperioden eine überdurchschnittlich hohe 
Beteiligung zu verzeichnen hatte. Weiter sind es Obwalden und 
Nidwalden sowie in früheren Jahren Glarus und Fribourg, die mehr-
fach Wahlen mit hohen Beteiligungswerten zu verzeichnen hatten. 
Und schliesslich gibt es noch eine Gruppe von Kantonen (UR,SZ, 
BS, SG, AG, TG und NE), in denen es zumindest bei einzelnen 
Wahlen zu einer überdurchschnittlichen Beteiligung gekommen ist. 
Generell tiefe Beteilungswerte bei kantonalen Wahlen weisen dem-
gegenüber die Kantone Zürich, Bern, Basel-Land, Waadt und Genf 
auf. 
Betrachten wir die Beteiligungswerte bei den nationalen Wahlen 
(vgl. Tabelle 7), so bestätigt sich die überdurchschnittliche Partizipa-
tionsbereitschaft in den Kantonen Luzern, Zug, Solothurn, Schaff-
hausen, Tessin und Wallis. Insgesamt zeigt sich aber auch, dass es 
durchaus Kantone gibt, in denen die Beteiligung an kantonalen Wah-
len höher liegt als an nationalen Wahlen. Gründe dafür mögen eine 
wenig mobilisierende Ausgangslage bei Nationalratswahlen sein, 
wie beispielsweise in Kantonen mit nur einem Sitz im Nationalrat 
(UR, NW, OW, GL, AR und AI), in denen der Ausgang der Wahlen 
bereits vor der Wahl feststehen kann, oder eine ausgesprochen stark 
mobilisierende kantonale Politik.  
Vergleicht man die Beteiligung an nationalen Wahlen mit der Betei-
ligung an kantonalen Wahlen in den einzelnen Kantonen und in 
jeweils vergleichbaren Zeitperioden (als Vergleichsperioden werden 
das Nationalratswahljahr und die drei jeweils dem Nationalratswahl-
jahr vorausgehenden Jahre genommen) so zeigt sich für den Zeit-
raum zwischen 1972 und 2007, dass bei 192 Vergleichspaaren in  
 




Wahlbeteiligung bei den Nationalratswahlen nach Kantonen (1975-
2007) 

































             
Total 52.4  48.0  48.9  46.5  46.0  42.2  43.3  45.2  48.3  -4.1  46.8  3.1 
             
ZH 50.4  46.4  46.9  47.5  46.3  43.0  45.1  45.1  49.0  -1.4  46.6  2.2 
BE 54.3  49.8  49.9  45.7  46.2  40.4  41.1  42.1  46.4  -7.9  46.2  4.6 
LU 63.9  59.2  60.5  54.3  50.5  49.4  52.9  50.9  53.0  -10.9  54.9  5.0 
UR 47.3  56.2  30.0  46.2  34.6  39.7  36.3  44.4  24.1  -23.1  39.9  9.8 
SZ 53.3  48.6  43.6  41.6  40.5  35.1  41.0  48.2  52.3  -1.0  44.9  6.1 
          0.0    
OW 21.2  42.3  30.9  50.9  26.7  31.9   45.7  59.7  38.5  38.7  13.2 
NW 38.9  59.7  29.5  23.4  23.6  58.9  46.0  39.4   0.5  39.9  14.3 
GL  33.4  35.4  26.3  22.7  41.8  24.5  28.2  25.3  32.6  -0.8  30.0  6.2 
ZG  58.9  55.9  53.3  46.4  51.1  44.4  53.5  52.6  53.7  -5.2  52.2  4.5 
FR 47.7  48.6  52.9  46.3  45.0  39.5  41.2  45.4  48.0  0.3  46.1  4.0 
          0.0    
SO 64.1  56.9  60.7  60.8  56.1  48.3  50.0  47.4  50.7  -13.4  55.0  6.1 
BS 43.8  39.4  45.7  43.6  45.0  46.8  47.4  49.6  52.4  8.7  46.0  3.7 
BL 48.3  43.0  49.3  46.8  44.5  41.3  41.8  44.2  49.3  1.0  45.4  3.1 
SH 74.1  75.1  73.7  69.6  69.0  64.4  61.9  63.2  65.3  -8.7  68.5  5.0 
AR 44.2   41.4   44.5  48.8  51.2  49.3  33.3  -10.8  44.7  6.1 
          0.0    
AI 29.6  24.0  24.5  22.6  39.9  17.4  51.5  35.1  21.1  -8.5  29.5  10.9 
SG 53.5  45.0  44.0  43.6  42.9  41.0  43.6  42.8  46.8  -6.7  44.8  3.6 
GR 49.6  45.9  39.9  39.5  37.9  36.7  40.6  39.1  41.9  -7.8  41.2  4.1 
AG 50.7  45.6  44.9  43.1  42.3  42.1  42.0  42.3  47.9  -2.7  44.6  3.1 
TG 56.6  48.3  52.7  48.5  47.1  44.1  44.6  42.9  46.9  -9.7  48.0  4.4 
          0.0    
TI 64.7  59.6  61.6  60.2  67.5  52.8  49.7  48.6  47.4  -17.3  56.9  7.4 
VD 43.5  37.3  40.2  37.4  37.4  32.9  31.5  42.7  44.3  0.8  38.6  4.5 
VS 66.6  65.7  65.3  59.6  60.3  55.0  52.7  53.6  59.8  -6.8  59.8  5.3 
NE 47.2  43.3  43.7  37.4  38.1  31.9  34.0  50.4  50.2  3.0  41.8  6.8 
GE 45.4  37.6  44.5  38.6  39.6  35.6  36.3  45.9  46.7  1.4  41.1  4.5 
JU  58.6  61.4  51.6  43.4  42.4  40.9  46.6  44.0  -14.5  48.6  7.8 
             
1) Majorzkantone seit 1919: Uri, Obwalden, Nidwalden und Appenzell-Innerrhoden; Majorzkanton seit 1971: 
Glarus; Majorzkanton seit 2003: Appenzell-Ausserrhoden. Zug war bis 1919 ein Majorzkanton; 
2) Hervorhebungen: Kantone mit Beteiligungswerten über dem gesamtschweizerischen Beteiligungswert 
Quelle: BFS 
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/17/02/blank/key/national_rat/wahlbeteiligung
.Document.21777.xls (heruntergeladen am 8.1.2010) 




etwas mehr als der Hälfte der Fälle (51 %) die Beteiligung bei kan-
tonalen Wahlen höher war. Besonders häufig (mehr als sechsmal) 
kam dies in den Kantonen LU, OW, NW, GL, FR, TI, VS, NE und 
JU vor, nie in dieser Zeitperiode war das in den Kantonen ZH, BE 
und BL der Fall. 
In einigen Kantonen – TI, JU und SO – ist seit Mitte der 1970er 
Jahre die Wahlbeteiligung relativ stark zurückgegangen, in anderen 
war diese Entwicklung weniger ausgeprägt. Auffallend ist jedoch, 
dass seit Mitte der 1990er Jahre die Beteiligung an den National-
ratswahlen in praktisch ausnahmslos allen Kantonen wieder zuge-
nommen hat. 
Aus der Analyse der Beteilungen an nationalen und kantonalen Wah-
len lässt sich mit Blick auf die lokalen Wahlen folgendes Fazit zie-
hen: Die Kantone Schaffhausen, Tessin und Wallis sowie über den 
gesamten Zeitraum seit 1970 betrachtet auch noch Luzern, Zug und 
Solothurn, zeugen von einer überdurchschnittlichen Beteiligungsbe-
reitschaft (hohe Beteiligung sowohl bei nationalen wie auch bei 
kantonalen Wahlen). Auf subnationaler (hier bis anhin kantonaler) 
Ebene weniger interessiert scheinen die Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger in den Kantonen Bern, Zürich, Basel-Landschaft, 
Waadt und Genf zu sein. In einem nächsten Schritt betrachten wir 
die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an den lokalen Wahlen. 
Zur Ermittlung der Wahlbeteiligung auf lokaler Ebene, sind wir nun 
auf die Ergebnisse aus unseren Befragungen angewiesen, da es hier-
für keine offiziellen Statistiken gibt. Dazu kommt, dass wir jeweils 
nur die Beteiligungswerte für die einzelnen Gemeinden kennen. 
Würden wir zur Bestimmung der effektiven Beteiligung den Durch-
schnitt der Beteiligungswerte für die einzelnen Gemeinden verwen-
den, so würden – wie bereits bei den Beteiligungswerten an den 
kantonalen Wahlen – die vielen kleinen Gemeinden zu stark ins 
Gewicht fallen und den Gesamtwert möglicherweise verzerren. Ent-
sprechend gilt es, die Durchschnittswerte mit den Stimmberechtigten 
in den jeweiligen Gemeinden zu gewichten. Um eine Vergleichbar-
keit mit den Beteiligungswerten auf höherer politischer Ebene zu 
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garantieren, wird dasselbe Vorgehen auch für die Beteiligungswerte 
auf höherer Ebene verwendet. 
Fragt man nun zuerst einmal, auf welcher Ebene sich die Stimmbe-
rechtigen in der Schweiz am stärksten beteiligen, so war das 1988 
mit gegen 50 Prozent ganz klar die lokale Ebene (vgl. Tabelle 8). Die 
Beteiligung an kantonalen oder nationalen Wahlen lag im Vergleich 
dazu bei rund 45 Prozent. Seither hat sich nun allerdings das Bild 
gekehrt. 2009 lag der Anteil der Personen, die sich an nationalen 
Wahlen beteiligen rund sechs bis sieben Prozentpunkte über den 
Werten für die kantonalen und lokalen Wahlen. Die kantonalen 
Wahlen haben schon Ende der 1990er Jahre ihr heutiges, tieferes 
Niveau erreicht, während die lokalen Wahlen kontinuierlich an Inte-
resse verloren haben. Die nationalen Wahlen haben demgegenüber 
seit den 1990er Jahren, wie bereits festgestellt wurde, wieder an 
Bedeutung gewonnen. 
Tabelle 8: 
Wahlbeteiligung bei lokalen Wahlen insgesamt und im Vergleich mit 
der Beteiligung an kantonalen und nationalen Wahlen 1988, 1998, 
2009 
       1988  1998  2009 
      
Lokale Wahlen 48.8  44.5  40.7 
Kantonale Wahlen 45.4  39.9  39.1 
Nationalratswah-
len 45.5  41.9  46.8 
      
Gewichtete Werte (Befragungsdaten 1988, Wahlberechtigte Nationalratswahlen 
1999, Wahlberechtigte Nationalratswahlen 2007) 
 
 




Diese Verschiebung der Beteiligung – und damit wohl auch des 
politischen Interesses – trifft jedoch nicht alle Gemeinden in glei-
chem Masse. Es zeigen sich zum Beispiel gewichtige Unterschiede, 
wenn zwischen kleinen und grossen Gemeinden unterschieden wird. 
1988 galt noch, dass sich in Gemeinden mit weniger als 10‘000 
Einwohnern mehr Personen an lokalen Wahlen beteiligten als an 
nationalen Wahlen (vgl. Abbildung 8). Zwanzig Jahre später gilt, 
dass sich in Gemeinden bis rund 2000 Einwohner etwa gleich viel 
Leute an lokalen wie auch an nationalen Wahlen beteiligen. Mit 
zunehmender Gemeindegrösse nimmt danach der Anteil an Perso-
nen, die sich an nationalen Wahlen beteiligen, gegenüber denjenigen, 
die sich an lokalen Wahlen beteiligen, zu, wobei für die Unterschie-
de zwischen den beiden Ebenen in einem grösseren Masse der Rück-
gang der lokalen Wahlbeteiligung in den grösseren Gemeinden ver-
antwortlich ist. In den kleinen Gemeinden haben also die lokalen 
Wahlen ihren „Beteiligungsvorsprung“ gegenüber den nationalen 
Wahlen eingebüsst und in den grossen Gemeinden sind sie hinter die 
nationalen Wahlen zurückgefallen. 
Betrachten wir nun die in den Befragungen ermittelten Beteili-
gungswerte für die lokale Ebene (gewichtete Durchschnittswerte) in 
den einzelnen Kantonen, so bestätigt sich die herausragende Stellung 
der Kantone Wallis, Tessin und Schaffhausen. Auch bei den lokalen 
Wahlen weisen diese drei Kantone die höchsten Beteiligungswerte 
auf (vgl. Tabelle 9). Weitere Kantone, die über grosse Beteiligungs-
zahlen verfügen respektive verfügten, sind JU, FR und SO. Hier 
zeigt sich aber vor allem seit 1988 eine deutliche Abnahme von um 
die 20 Prozent. Zu den Kantonen mit besonders tiefen Beteiligungs-
werten gehören NW, AG, GE, GR, AI, SZ und UR. 













Wahlbeteiligung bei lokalen Wahlen, nach Kantonen (1988, 1998, 
2009)  
        





           
VS 78.2 76.1 65.8 73.4 -2.1 -10.3 -12.3 
TI 74.8 71.0 62.2 69.3 -3.8 -8.8 -12.6 
JU 75.3 58.3 53.5 62.4 -17.1 -4.8 -21.9 
SH 66.5 60.3 60.1 62.3 -6.2 -0.2 -6.4 
SO 68.0 49.6 43.6 53.7 -18.4 -6.0 -24.4 
FR 60.0 53.0 43.4 52.1 -7.0 -9.6 -16.6 
        
ZG 50.8 47.8 48.5 49.0 -3.0 0.8 -2.3 
BS 40.8 53.4 47.6 47.3 12.5 -5.8 6.8 
LU 52.3 49.2 39.9 47.1 -3.1 -9.4 -12.4 
GL 52.4 45.2 40.4 46.0 -7.2 -4.8 -12.0 
TG 46.9 43.7 46.7 45.8 -3.2 3.0 -0.2 
NE 45.8 38.5 51.5 45.3 -7.3 12.9 5.7 
OW 40.3 36.0 53.6 43.3 -4.2 17.6 13.4 
VD 45.8 37.8 43.3 42.3 -8.0 5.5 -2.6 
BE 45.7 41.5 39.2 42.2 -4.1 -2.3 -6.4 
AR 41.4 40.2 43.4 41.7 -1.1 3.2 2.0 
ZH 46.7 40.8 35.1 40.9 -6.0 -5.7 -11.7 
BL 42.9 41.8 37.6 40.7 -1.1 -4.2 -5.3 
SG 45.3 38.3 37.2 40.3 -6.9 -1.1 -8.1 
        
NW 38.3 32.1 46.9 39.1 -6.2 14.8 8.6 
AG 41.9 38.0 37.2 39.0 -3.9 -0.8 -4.7 
GE 32.9 32.8 40.3 35.3 -0.1 7.5 7.4 
GR 36.8 33.1 34.9 35.0 -3.7 1.8 -1.9 
AI 36.3 29.3 38.0 34.5 -7.0 8.7 1.7 
SZ 37.6 29.4 35.8 34.3 -8.2 6.4 -1.8 
UR 39.4 26.1 28.8 31.4 -13.2 2.6 -10.6 
        
Insgesamt 48.7 44.0 40.7 44.5 -4.7 -3.3 -8.0 
Hervorhebungen: Zunahme der Wahlbeteiligung 
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Ganz allgemein fällt auf, dass die Beteiligung an lokalen Wahlen seit 
1988 in der Mehrheit der Kantone deutlich zurückgegangen ist. Ein-
zige Ausnahmen bilden die Kantone BS, NE, GE, AR, AI, OW und 
NW. zumindest in den beiden letztgenannten Kantonen liegt die 
Vermutung nahe, dass das Aufkommen der SVP in diesen ehemals 
von der CVP klar dominierten Kantonen zu einer Intensivierung der 
politischen Auseinandersetzungen geführt hat. Der Rückgang der 
lokalen Wahlbeteiligung war dabei zwischen 1988 und 1998 etwas 
ausgeprägter als zwischen 1998 und 2009. In der letztgenannten 
Periode hatte knapp die Hälfte der Kantone sogar eine Zunahme zu 
verzeichnen, ohne jedoch den negativen Gesamttrend korrigieren zu 
können. 
Fassen wir die Beteiligungen an den Wahlen auf den drei Ebenen in 
den verschiedenen Kantonen für den Untersuchungszeitraum 1988-
2009 zusammen, so ergibt sich folgendes Bild (vgl. Tabelle 10): 
1. Über eine generell hohe Beteiligungskultur verfügen das 
Wallis, der Tessin und der Kanton Schaffhausen, wobei im 
letzten Fall hierfür vor allem die Wahlpflicht verantwortlich 
sein dürfte. (hohe Beteiligungskultur) 
2. Mit Neuchâtel, Basel-Stadt und Obwalden finden sich drei 
Kantone, die auf allen drei Ebenen eine mittlere Beteiligung 
kennen. (mittlere Beteiligungskultur) 
3. Im Kanton Jura und im Kanton Glarus auf tieferem Beteili-
gungsniveau liegen die Beteiligungswerte auf lokaler und 
kantonaler Ebene höher als auf nationaler Ebene.(tiefere 
Ebenen wichtiger) 
4. Der Kanton Fribourg besticht vor allem durch seine hohe 
Beteiligung an lokalen Wahlen. Dasselbe Muster auf tiefe-
rer Stufe zeigt sich auch im Kanton Waadt. (tiefste Ebene 
wichtiger) 
5. Die grösste Gruppe, mit den Kantonen Zürich, Bern, Solo-
thurn, Thurgau, Basel-Land, und St. Gallen verfügen über 
mittlere Beteiligungswerte auf lokaler und nationaler Ebene 




und über eine tiefe Beteiligung bei kantonalen Wahlen. 
Zumindest für den Kanton Genf mag dieses Ergebnis er-
staunen, da hier dem Kanton gegenüber den Gemeinden ei-
ne deutlich grössere Bedeutung zukommt. (Kanton unwich-
tig) 
6. Beteiligungsmässig eine grössere Bedeutung kommt der 
kantonalen Ebene in den Kantonen Uri und Nidwalden. 
Hier liegt die Teilnahme an lokalen und nationalen Wahlen 
tiefer. (Kanton wichtig) 
7. In den Kantonen Luzern, Zug, Aargau  und Genf ist die Be-
teiligung an nationalen Wahlen höher als die Beteiligung an 
kantonalen und lokalen Wahlen, was auf eine stärkere Fo-
kussierung auf die nationale Politik hindeutet. Ein ähnliches 
Muster auf etwas tieferer Beteiligungsebene weist auch der 
Kanton Bern auf.(höchste Ebene wichtiger) 
8. Und der Kanton Schwyz schliesslich ist der einzige Kanton, 
in dem die Beteiligungswerte auf lokaler Ebene besonders 
tief und diejenigen für die kantonale und nationale Ebene 
im mittleren Bereich zu liegen kommen. (lokale Ebene un-
wichtig) 
Nicht verorten lassen sich die Kanton AI, AR und GR, weil hier 
keine Beteiligungswerte für die kantonalen Wahlen vorliegen. 




Durchschnittliche Wahlbeteiligungen auf den drei politischen Ebenen 
im Vergleich 







VS, TI, SH, 
SO, JU, FR 
LU, BE, VD, 
NE, ZG, BS, 
GL, ZH, TG, 
BL, SG, OW, 
AR 
NW, UR, SZ, 





TI, VS, SH, JU, 
NW 
LU, OW, SO, 
ZG , UR, FR, 
BS, GL , NE, 
SZ 
GE, SG, ZH, 





SH, VS, TI, 
SO, LU, ZG 
BS, ZH, TG, 
AR, JU, BL, 
FR, BE, SG, 
AG, SZ, OW, 
GE, NE 
GR, NW, VD, 
UR, AI, GL 
 
Hoch = > 50 %, mittel = 40-50%, tief = < 40% 
 
 
Insgesamt zeichnet sich also ein relativ vielfarbiges Bild, wobei man 
zumindest für die ersten fünf Gruppen von Kantonen sagen kann, 
dass über die Beteiligungswerte betrachtet, die lokalen Wahlen 
durchaus als wichtig erscheinen. Dass es derart unterschiedliche 
Beteiligungsmuster gibt, hängt für die nationalen Wahlen unter ande-
rem auch mit den unterschiedlichen Ausgangslagen zusammen. So 
erstaunt es beispielsweise nicht, dass Majorzkantonen, in denen der 
Wahlsieger praktisch bereits feststeht, die Wahlbeteiligung beson-
ders tief ist. Auch bei den kantonalen Wahlen gibt es Unterschiede, 
was die Ausgangslage, das Wahlverfahren und die Bedeutung des zu 




wählenden Gremiums anbelangt, und noch komplexer wird die Situ-
ation, wenn wir uns auf die lokale Ebene begeben.  
Auch aus methodischen Gründen gilt es bei der Interpretation der 
Daten eine gewisse Vorsicht walten zu lassen. Mittelwerte über ver-
schiedene Jahre hinweg haben zwar den Vorteil, dass sie Verzerrun-
gen durch einzelne Wahlgänge korrigieren. Allerdings verdecken sie 
auch die Einsicht in mögliche aktuelle Entwicklungen. So kann in 
einem Kanton die Beteiligung heute deutlich tiefer oder höher liegen 
als dies im Mittelwert zu Ausdruck kommt. 
Dazu kommt, dass es sich bei den hier präsentierten Werte für die 
Beteiligung an lokalen Wahlen um Durchschnittswerte auf kantona-
ler Ebene handelt. Das heisst, es kann nicht zwingend davon ausge-
gangen werden, dass, wenn der Durchschnittswerte der Beteiligung 
an lokalen Wahlen höher als der Beteiligungswert an kantonalen 
Wahlen liegt, die Beteiligung an lokalen Wahlen in der Mehrheit der 
Gemeinden auch höher liegt. Es könnte beispielsweise sein, dass für 
den hohen Durchschnittswert bei der Beteiligung an lokalen Wahlen 
ein paar wenige Gemeinden verantwortlich sind, die über extreme 
hohe Beteiligungswerte verfügen und in der grossen Mehrheit der 
Gemeinden die Beteiligung eher leicht unter dem kantonalen Wert 
liegt. Für genauere Analysen muss deshalb – und das soll im Folgen-
den geschehen – die Beteiligung auf Ebene der Gemeinden unter-
sucht werden.  
 
4.2 DIE WAHLBETEILIGUNG IN DEN GEMEINDEN 
Im Gegensatz zum vorangehenden Abschnitt interessiert nun im 
folgenden nicht mehr die Gesamtheit der Stimmbürgerschaft in der 
Schweiz, sondern die Beteiligungswerte für die einzelnen Gemein-
den. Dies hat, wie sich herausstellen wird, zu Folge, dass beispiels-
weise bei der Berechnung von Durchschnittszahlen die vielen klei-
nen Gemeinden ein deutlich grösseres Gewicht erhalten als die be-
völkerungsreichen Städte. Die Logik, die sich dahinter verbirgt, ist 
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jedoch, dass jede Gemeinde ein eigenes politisches System darstellt, 
für welches es ausschlaggebend ist, wie stark sich die Leute an der 
Politik beteiligen. 
In knapp 25 Prozent der Gemeinden lag 2009 die Wahlbeteiligung 
bei den letzten kommunalen Wahlen zwischen 40 und 50 Prozent, in 
einem weiteren knappen Viertel zwischen 30 und 40 Prozent und 
gegen ein Fünftel der Gemeinden wiesen eine Wahlbeteiligung von 
weniger als 30 Prozent aus (vgl. Abbildung 9). Der Vergleich mit 
den Ergebnissen der früheren Erhebungsjahren zeigt, dass in allen 
drei Beteilungskategorien unter 50 Prozent die Anteile 2009 am 
grössten sind, während sie in den Beteiligungskategorien über 50 
Prozent gegenüber früher zum Teil markant zurückgegangen sind. 
Besonders markant ist der Rückgang bei den Gemeinden mit Beteili-
gungswerten über 70 Prozent. Während 1988 noch gegen 30 Prozent 
der Gemeinden solche für schweizerische Verhältnisse traumhafte 
Werte aufwiesen, waren es 2009 nur noch sechs Prozent. 
Abbildung 9: 
Wahlbeteiligung an lokalen Wahlen 1988, 1998, 2005 und 2009 (Pro-
zentanteile) 
 
N= 2301; 2123; 1861; 1201 
 




Bei einem Vergleich der Beteiligung an lokalen Wahlen gilt es – wie 
bereits angetönt – zu berücksichtigen, dass die Wahlen teilweise 
unter ganz unterschiedlichen Bedingungen stattfinden, kommen doch 
in den Kantonen unterschiedliche Wahlsysteme zur Anwendung. Je 
nachdem gilt es auch neben der Exekutive ein Gemeindeparlament 
zu wählen (vgl. Kapitel 2). Zudem finden sich aufgrund der unter-
schiedlichen Gemeindegrössen beachtliche Differenzen, was die 
Mobilisierungskraft der Wahlen betrifft, aber hierzu kommen wir 
erst etwas weiter unten (Abschnitt 4.4).  
Tabelle 11 zeigt die durchschnittlichen Beteiligungswerte aufge-
schlüsselt nach Wahlort, Wahlsystem und der Existenz eines Ge-
meindeparlaments. Es zeigt sich, dass die Beteiligung in Gemeinden, 
in denen die Exekutive an der Urne gewählt wird, deutlich höher 
liegt als in Gemeinden, in denen die Wahlen in der Gemeindever-
sammlung stattfinden. Dies rührt, so kann angenommen werden, in 
erster Linie daher, dass der Besuch einer Gemeindeversammlung 
deutlich aufwändiger ist als die Wahl an der Urne. Weiter zeigt sich 
auch, dass in Gemeinden, in denen die Exekutive im Proporzwahl-
verfahren an der Urne gewählt werden, die durchschnittliche Wahl-
beteiligung höher liegt als in Gemeinden mit Urnenwahlen nach dem 
Majorzverfahren. Was den Unterschied zwischen Parlaments- und 
Versammlungsgemeinden mit Urnenwahlen anbelangt, so lag 1988 
die Beteiligung in den Versammlungsgemeinden im Durchschnitt 
etwas höher, während sie 2009 in den Parlamentsgemeinden leicht 
höher lag. Offenbar ist in den Versammlungsgemeinden die Beteili-
gung etwas stärker zurückgegangen als in den Parlamentsgemeinden. 
 




Wahlbeteiligung in unterschiedlichen Gemeindetypen (Durch-
schnittswerte) 
        1988 N88   2009  N09 
        Lokale Wahlen (alle) 58.1 2301   44.9 1201 
Gemeinden mit Urnenwahlen 63.1 1884   48.2 997 
Gemeinden mit Versammlungswahlen 34.2 379   25.0 171 
Parlamentsgemeinden (Urnenwahlen) 62.1 329   50.7 186 
Versammlungsgemeinden (Urnenwahlen) 63.4 1497   47.4 773 
Majorzverfahren (Urnenwahlen) 58.1 1192   45.5 684 
Proporzverfahren (Urnenwahlen) 72.7 616  53.9 258 
 
Diese relativ klaren Zahlen dürfen jedoch nicht darüber hinweg täu-
schen, dass durchaus auch andere Gründe als die betrachteten Unter-
scheidungsmerkmale für die Unterschiede verantwortlich sein kön-
nen. Proporzwahlen gibt es beispielsweise nur in bestimmten Kanto-
nen und tendenziell eher in grösseren Gemeinden. Gemeindever-
sammlungswahlen sind nur in einigen Kantonen und in kleinen Ge-
meinden üblich, während Parlamente vor allem in den grossen Ge-
meinden vorkommen. Geht man der Frage nach dem Einfluss der 
verschiedenen Elemente des politischen Systems auf die Wahlbetei-
ligung nach, so gilt es – wie wir das in Abschnitt 4.7 tun werden – 
den Einfluss anderer Faktoren zu kontrollieren. 
Ein bereits gefundenes Ergebnis findet allerdings auch in Tabelle 11 
seine Bestätigung: In sämtlichen Gemeindegruppen liegt die durch-
schnittliche Beteiligung 2009 tiefer als 1988. Bei einem Vergleich 
solcher durch Befragungen erhobenen Beteiligungszahlen über die 
Zeit hinweg gilt es jedoch noch zusätzlich zu berücksichtigen, dass 
sich nicht immer dieselben Gemeinden an den Befragungen beteiligt 
haben. Auch wenn die Rücklaufquoten mit zwischen 57.7 (2009) 
und 84.5 Prozent (1998) gut bis sehr gut sind, ist doch nicht ganz 
auszuschliessen, dass dadurch allfällige Entwicklungen etwas ver-




zerrt werden. Will man verlässliche Aussagen über die Entwicklung 
der Beteiligungswerte machen, so gilt es, sich auf die Beteiligungs-
zahlen für diejenigen Gemeinden zu beschränken, die für alle – oder 
zumindest für zwei – Erhebungszeitpunkte Angaben geliefert haben. 
Für weitere und genauere Angaben zum Beteiligungsrückgang sei 
auf die nachfolgenden Abschnitte verwiesen, es sei aber hier bereits 
vorweggenommen, dass sich die Abnahme der Beteiligung auch in 
diesen Gemeinden bestätigt. Zunächst werfen wir jedoch noch einen 
Blick auf die Beteiligung auf den unterschiedlichen politischen Ebe-
nen, nun aber aus der Perspektive der einzelnen Gemeinden. 
 
4.3 DER VERGLEICH MIT WAHLEN AUF HÖHERER POLITISCHER 
EBENE AUS DER PERSPEKTIVE DER GEMEINDEN 
Die Bedeutung kommunaler Wahlen kann – wie wir bereits gesehen 
haben – über den Vergleich der lokalen Beteiligungswerte mit den 
Beteiligungswerten auf kantonaler und nationaler Ebene bestimmt 
werden. Je höher die Beteiligungswerte in einer Gemeinde, desto 
grösser ist die Bedeutung der Wahlen auf der jeweiligen Ebene, so 
lautet die damit verbundene Vorstellung. Lokale Wahlen gelten – 
wie bereits erwähnt - in den Politikwissenschaften häufig als sog. 
„second order elections“ (vgl. Marsh 1998: 592), d.h. als Wahlen 
zweitrangiger Bedeutung. Entsprechend wäre eine tiefere Beteili-
gung zu erwarten. Aus Sicht der Gesamtheit der Stimmberechtigten 
in der Schweiz haben wir bereits gesehen, dass sich heute weniger 
Leute an lokalen Wahlen beteiligen als an nationalen Wahlen, dass 
früher jedoch genau das Gegenteil der Fall war. Nun gilt es dieser 
Frage auf der Ebene der einzelnen Gemeinden zu beantworten. Wie 
viele Gemeinden gibt es, in denen die Wahlbeteiligung an lokalen 
Wahlen höher ist als an den Wahlen auf den beiden anderen Ebenen, 
lautete die entsprechende Fragestellung.  
Allerdings gilt es hier noch einmal auf einige Probleme hinzuweisen, 
welche den Vergleich der Wahlbeteiligung auf den verschiedenen 
Ebenen nicht ganz einfach machen. Auf kantonaler und nationaler 
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Ebene stehen uns die Angaben für Parlamentswahlen zur Verfügung, 
während es sich bei den kommunalen Wahlen um Exekutivwahlen 
handelt, da nur ein kleiner Teil der Gemeinden über ein Gemeinde-
parlament verfügt.7 Zudem gibt es je nach Wahl und Kontext unter-
schiedliche, die Mobilisierungskraft fördernde oder mindernde Fak-
toren. So kann in gewissen Kantonen, die lediglich über einen Sitz 
im Nationalrat verfügen, der Ausgang der Wahlen schon vor der 
Wahl derart klar sein, dass sich nur noch wenige Leute an die Urne 
begeben. Und schliesslich finden die verschiedenen Wahlen ja auch 
zu unterschiedlichen Zeitpunkten statt. 
Während in vielen Ländern die Wahlbeteiligung bei kommunalen 
Wahlen deutlich tiefer als bei nationalen Urnengängen liegt (vgl. 
Kolk 2009), war die Beteiligung in der Schweiz in den Gemeinden 
lange Zeit höher als bei den Wahlen auf höherer politischer Ebene. 
Diese bereits mit Blick auf die gesamte Stimmbürgerschaft in der 
Schweiz gemachte Feststellung gilt auch, wenn man sich auf die 
Durchschnittswerte der Beteiligungen in den Gemeinden abstützt 
(vgl. Tabelle 12). Erst bei der Erhebung im Jahr 2009 ist die durch-
schnittliche Wahlbeteiligung auf nationaler Ebene höher als auf 
lokaler Ebene, was einerseits auf den Anstieg der Wahlbeteiligung 
auf nationaler Ebene zurückzuführen und andererseits auf einen 
weiteren Rückgang der Wahlbeteiligung auf lokaler Ebene zurückzu-
führen ist. Dieses Muster lässt sich auch mit Paneldaten (unterer Teil 
der Tabelle 12), das heisst mit den Angaben derjenigen Gemeinden, 
die für alle Ebenen und Untersuchungszeitpunkte vergleichbare 
Daten geliefert haben, erhärten. 
Im Jahr 1988 und je nach Betrachtung auch 1998 war die Beteili-
gung an kantonalen Wahlen im Durchschnitt noch leicht höher als 
die Beteiligung an nationalen Wahlen, dies hat sich jedoch 2009 
zugunsten der nationalen Wahlen geändert. Auf nationaler Ebene ist 
die Beteiligung 2009 wieder deutlich angestiegen, auf den beiden 
anderen Ebene zeigt sich demgegenüber ein klarer Rückgang. 
                                                          
7 Auf nationaler Ebene handelt es sich zwangsläufig um Parlamentswahlen, da der 
Bundesrat (Exekutive) nicht direkt vom Volk gewählt wird, sodass auch eine Be-
schränkung auf Exekutivwahlen kein Vergleich von Wahlen für dasselbe Gremium 
auf allen drei Ebenen ermöglichen würde. 





Wahlbeteiligung in den Gemeinden an lokalen, kantonalen und nati-
onalen Wahlen im Vergleich (Durchschnittswerte) 
          1988 1998 2009   N88 N98 N09 
         Alle erfassten Gemeinden  
Lokale Wahlen 58.1 51.5 44.9   2301 2123 1201 
Kantonale Wahlen 51.2 45.2 42.5  2246 2135 1212 
Nationale Wahlen 49.6 44.1 46.1  2273 2101 1208 
        
Nur Gemeinden, die sich an allen drei Befragungen beteiligt haben 
Lokale Wahlen 56.1 49.1 45.0  671 671 671 
Kantonale Wahlen 49.9 43.0 42.7  671 671 671 
Nationale Wahlen 49.3 43.1 46.5  671 671 671 
 
 
Betrachten wir die Bedeutung der Wahlen auf den verschiedenen 
politischen Ebenen mit Blick auf die einzelnen Gemeinden, so zeigt 
sich folgendes Bild. Im Jahr 1988 war in fast 80 Prozent der Ge-
meinden die Beteiligung an lokalen Wahlen höher als die Beteili-
gung an kantonalen Wahlen und in etwa drei Viertel der Gemeinden 
war sie höher als die Beteiligung an nationalen Wahlen (vgl. Tabelle 
13). Zwanzig Jahre später war die Beteiligung an lokalen Wahlen 
immer noch in rund 70 Prozent der Gemeinden höher als diejenige 
an kantonalen Wahlen, aber nur noch in etwas mehr als der Hälfte 
höher als an nationalen Wahlen. Offenbar haben die nationalen Wah-
len beteiligungsmässig an Bedeutung gewonnen und dies nicht nur 
gegenüber den lokalen Wahlen, sondern vor allem auch gegenüber 
kantonalen Wahlen: Hier stieg der Anteil der Gemeinden mit einer 
höheren Beteiligung von rund 60 Prozent auf gegen drei Viertel. 
Diese Verschiebung bestätigt sich auch, wenn wir uns auf das deut-
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lich exklusivere Sample derjenigen Gemeinden abstützen, die sich an 
allen drei Befragungen beteiligt haben. 
Tabelle 13: 
Anteil Gemeinden mit höherer Wahlbeteiligung (Prozentanteile) 
      Beteiligung an 1988  2009 N 1988 N 2009 
      
Alle erfassten Gemeinden  
lokalen Wahlen höher als an kantonalen 
Wahlen 
77.5 69.3 2196 1144 
lokalen Wahlen höher als an nationalen 
Wahlen 
74.2 54.1 2222 1145 
nationalen Wahlen höher als an kantona-
len Wahlen 
58.2 73.9 2230 1192 
Nur Gemeinden, die sich an allen drei Befragungen beteiligt haben 
lokalen Wahlen höher als an kantonalen 
Wahlen 
77.6 69.0 843 843 
lokalen Wahlen höher als an nationalen 
Wahlen 
72.2 53.1 843 843 
nationalen Wahlen höher als an kantona-
len Wahlen 
61.6 73.5 843 843 
 
 
Die Bedeutung der lokalen Wahlen geht auch gemäss diesen Analy-
sen zurück, während die Beteiligung an nationalen Wahlen in den 
letzten Jahren aufgrund der Intensivierung des Parteienwettbewerbs 
wieder zugenommen hat. Lokale Wahlen sind jedoch – stützt man 
sich auf die Beteiligungswerte ab – in der Schweiz auch heute noch 
lange keine „second order elections“. Es gibt immer noch eine statt-
lich Zahl von Gemeinden, in denen sich die Leute stärker an lokalen 
Wahlen beteiligen, als sie dies an Wahlen auf höherer Ebene tun. 
Dies ist insofern erstaunlich, als wir eingangs ja festgestellt haben, 
dass in vielen Gemeinden keine eigentlichen (Kampf-)Wahlen statt-




finden und nicht mehr Kandidierende zur Verfügung stehen, als Sitze 
zu besetzen sind. Offenbar scheint sich die mangelnde Kompetivität 
lokaler Wahlen, (noch?) nicht ausgesprochen negativ auf die Wahl-
beteiligung auszuwirken. Allerdings könnte auch argumentiert wer-
den, dass gerade dieser fehlende Wettbewerb dafür verantwortlich 
ist, dass die lokalen Wahlen ihren „Beteiligungsvorsprung“ gegen-
über den nationalen Wahlen in den letzten Jahren eingebüsst haben. 
Der Anteil an Gemeinden, in denen bei den Exekutivwahlen mehr 
Kandidierende zur Verfügung stehen als Sitze zu vergeben sind, ist 
in den letzten zwanzig Jahren um 10 Prozentpunkte angestiegen. Es 
zeigt sich jedoch, dass die Beteiligung in allen Gemeindengruppen 
heute tiefer liegt, und zwar auch solchen, die 1988 keine Kampfwah-
len hatten und in denen 2009 Kampfwahlen stattfanden, sodass nicht 
anzunehmen ist, dass der Rückgang der Kompetivität alleine für die 
heute geringere Beteiligung ausschlaggebend ist.  
Nach der Betrachtung der Durchschnittswerte über alle Gemeinden 
wenden wir uns in einem nächsten Schritt der Frage zu, wie weit sich 
die Beteiligungswerte in Gemeinden unterschiedlicher Grösse unter-
scheiden. 
 
4.4 ZUSAMMENHANG MIT DER GEMEINDEGRÖSSE 
Der Zusammenhang zwischen der Grösse eines politischen Kontex-
tes und der politischen Partizipation gehört zu den klassischen Fra-
gestellungen der Partizipationsforschung (Dahl/Tufte 1973, Ladner 
2002, Ladner/Bühlmann 2007). Vor allem mit Blick auf die Qualität 
der politischen Auseinandersetzungen und damit auch der Demokra-
tie macht man sich schon seit Aristoteles Gedanken über den Ein-
fluss der Grösse eines Gemeinwesens auf die Beteiligung der Bürger. 
Dabei konkurrenzieren sich zwei Modelle (vgl. Verba/Nie 1972). 
Die Anhänger des sog. „Decline of Community“-Modells gehen 
davon aus, dass in kleinen Kontexten die Beteiligung grösser ist, 
weil sich die Einwohner besser kennen und die soziale Kontrolle, die 
eine Beteiligung einfordert, grösser ist. In die gleiche Richtung weist 
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auch die Vorstellung der Anhänger der politischen Theorie der Öko-
nomie, wonach die einzelne Stimme in einem kleinen Kontext mehr 
Gewicht hat. Das „Mobilization“-Modell postuliert demgegenüber, 
dass nur die grösseren Kontexte über beteiligungsfördernde Instan-
zen wie politische Parteien und Medien verfügen, sodass die politi-
sche Beteiligung in grossen Gemeinden grösser sein müsste.  
Meta-Analysen von Aggregatsdaten-Studien über die Wahlbeteili-
gung auf subnationaler Ebene zeigen, dass mehrheitlich ein negativer 
Zusammenhang zwischen der Kontextgrösse und der Wahlbeteili-
gung nachgewiesen wird (Geys 2006: 642). Gilt dies auch hierzulan-
de? In der Schweiz, wo die Gemeinden im internationalen Vergleich 
sehr klein sind, könnte der fehlende politische Wettbewerb in vielen 
kleinen Gemeinden (vgl. das vorangehende Kapitel) dazu führen, 
dass die Beteiligung in den grossen Gemeinden grösser ist. 
Tabelle 14 zeigt die Korrelationen zwischen der Gemeindegrösse 
und der Wahlbeteiligung auf allen drei Ebenen für die Jahre 1988, 
1998 und 2009. Es zeigt sich, dass auch in der Schweiz in allen Fäl-
len von einem negativen Zusammenhang ausgegangen werden kann. 
Weiter zeigt sich, dass der Zusammenhang zwischen der Gemeinde-
grösse und der Wahlbeteiligung bei kommunalen Wahlen am gröss-
ten ist. Und schliesslich kann festgestellt werden, dass vor allem bei 
den jüngsten Wahlen auf nationaler Ebene, der Korrelationskoeffi-
zienz schwächer wird, was auf ein Abflachen der Unterschiede hin-
deutet.8  
                                                          
8 Würde man 2009 anstelle der logarithmierten Gemeindegrösse die absoluten Werte 
verwenden, so wäre die Korrelation für die Beteiligung an nationalen Wahlen nicht 
mehr signifikant. 





Zusammenhang zwischen der Gemeindegrösse und der Wahlbeteili-
gung* 




    
1988 -.475 -.257 -.168 
N= 1818 1796 1802 
1998 -.461 -.310 -.244 
N= 1465 1482 1468 
2009 -.394 -.288 -.090 
N= 997 1003 997 
*Nur Gemeinden mit Urnenwahlen, alle Korrelationen sind signifikant (0.01), loga-
rithmierte Gemeindegrössen für die Jahre 1990, 1997 und 20099 
 
Auf der Basis der bivariaten Korrelationen findet sich auf den ersten 
Blick also eine gewisse Unterstützung des „Decline of Community“-
Modells. Betrachtet man den Zusammenhang zwischen der Gemein-
degrösse und den Wahlbeteiligungen noch etwas genauer und stellt 
die Beteiligungswerte für die einzelnen Gemeindegrössenkategorien 
dar, so gilt dies vor allem für die kleineren Gemeinden. Es zeigt sich 
nämlich, dass die durchschnittliche Beteiligung auf allen drei Ebenen 
in den Gemeinden mir mehr als 20‘000 Einwohnern wieder ansteigt 
(vgl. Abbildung 10). Der Zusammenhang ist also nicht, wie das 
Tabelle 14 vermuten liesse, linear, sondern kurvilinear. In theoreti-
scher Hinsicht heisst dies, dass zuerst das „Decline of Communitiy“-
Modell zutrifft und ab einer bestimmten Gemeindegrösse dann das 
„Mobilization“-Modell einsetzt. 
Vor allem in den grösseren Gemeinden und Städten übersteigt die 
Wahlbeteiligung bei den „Nationalratswahlen 2009“ die Beteiligung 
                                                          
9 Da bezüglich der Einwohnerzahlen grosse Unterschiede bestehen, empfiehlt es sich, 
wie dies auch verschiedene andere Studien tun, den (natürlichen) Logarithmus der 
Einwohnerzahlen zu nehmen (vgl. auch Geys 2006: 643). 
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an kommunalen Exekutivwahlen. Bei kantonalen Wahlen liegt die 
durchschnittliche Beteiligung immer tiefer als bei lokalen Wahlen. 
Der Vergleich mit den Verhältnissen vor 20 Jahren zeigt, dass die 
Beteiligung an lokalen Wahlen vor allem in den kleinen Gemeinden 
deutlich stärker zurückgegangen ist. 1988 lag die Wahlbeteiligung an 
lokalen Wahlen zudem noch in sämtlichen Gemeindegrössenkatego-
rien über der durchschnittlichen Beteiligung an nationalen Wahlen. 
Die Werte für 2009 zeigen demgegenüber, dass ab 5000 Einwohner 
die durchschnittliche Beteiligung an nationalen Wahlen über den 
Beteiligungswerten für die kommunalen Wahlen zu liegen kommt.  
Mit diesen Feststellungen ist allerdings noch nicht bewiesen, dass die 
Grösse der Gemeinde alleine für die Abnahme der Beteiligung in den 
kleineren und die Zunahme in der grössten Gemeindegrössenkatego-
rie verantwortlich gemacht werden kann. Denkbar und sogar wahr-
scheinlich ist, dass andere, mit der Grösse verknüpfte Faktoren die 
Unterschiede ausmachen (vgl. Ladner/Bühlmann 2007). Auf diese 
Möglichkeit werden wir dann im abschliessenden Abschnitt 4.7 noch 
genauer eingehen. Zuerst wenden wir uns noch einmal den kantona-
len und sprachregionalen Unterschieden zu.  
 





Durchschnittliche Beteiligung bei lokalen, kantonalen und nationa-
len Wahlen nach Gemeindegrösse (2009 und 1988), nur Gemeinden 
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4.5 SPRACHREGIONALE UNTERSCHIEDE 
Das Tessin weist – auch in dieser Betrachtungsweise – eine deutlich 
höhere Wahlbeteiligung auf als die anderen beiden Sprachregionen 
in der Schweiz. Dies gilt in besonderem Masse für die durchschnitt-
liche Wahlbeteiligung an lokalen Wahlen, aber auch auf den anderen 
beiden Ebenen nimmt der Tessin die Spitzenposition ein (vgl. Abbil-
dung 11). Auf dem zweiten Platz folgen die französischsprachigen 
Gemeinden. Auffallend ist, dass die grossen Unterschiede vor allem 
die lokale und die kantonale Ebene betreffen. Auf nationaler Ebene 
sind die Differenzen deutlich geringer. Wiederum stellt sich die 
Frage, ob diese Unterschiede der unterschiedlichen politischen Parti-
zipationskultur in den jeweiligen Untersuchungskontexten geschul-
det sind oder ob es letztlich andere Variablen sind, die für die Unter-
schiede verantwortlich sind. Der Vergleich zu 1988 zeigt, dass sich 
in der Westschweiz die Beteiligung auf kantonaler und nationaler 
Ebene im Verhältnis zur Deutschschweiz deutlich verbessert hat. 
Der Blick auf die zweisprachigen Kantone Fribourg und Wallis lässt 
zudem gewisse Zweifel an der Bedeutung der Sprache aufkommen. 
In Fribourg unterscheidet sich die durchschnittliche Wahlbeteiligung 
auf lokaler Ebene in den französischsprachigen Gemeinden praktisch 
nicht von derjenigen in den deutschsprachigen Gemeinden (D: 
50.7%, N=22; F: 50.7, N=58) und dasselbe trifft auf den Kanton 
Wallis (D: 72.0.7%, N=28; F: 71.7, N=30) zu. Einzig im zweispra-
chigen Kanton Bern weisen die französischsprachigen Gemeinden 
eine um rund 15 Prozentpunkte höhere Durchschnittsbeteiligung auf 
(D: 32.1%, N=189; F: 46.7, N=15). 
 





Durchschnittliche Beteiligung bei lokalen, kantonalen und nationa-
len Wahlen nach Sprachregion (2009 und 1988), nur Gemeinden mit 
Urnenwahlen und in den einzelnen Jahren jeweils Angaben zu allen 
drei Ebenen 
 
2009: ND=794; NF=277; NI=58. 
 
1988: ND=1389; NF=586; NI=166. 
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4.6 UNTERSCHIEDLICHE KANTONALE 
PARTIZIPATIONSKULTUREN AUS SICHT DER GEMEINDEN 
Zwischen den verschiedenen Kantonen und zwischen den verschie-
denen politischen Ebenen bestehen – wie wir bereits auf Ebene der 
Gesamtstimmbürgerschaft festgestellt haben – teilweise beachtliche 
Unterschiede was die Wahlbeteiligung der Bürgerinnen und Bürger 
anbelangt. Insgesamt scheinen sich in den einzelnen Gemeinden 
jedoch durchaus so etwas wie Partizipationskulturen herauszubilden, 
d. h. es gibt Gemeinden, in denen die Leute stärker politisch partizi-
pieren, und Gemeinden, in denen das weniger der Fall ist. So lässt 
sich zeigen, dass eine hohe Wahlbeteiligung bei lokalen Wahlen in 
der Regel auch mit einer hohen Wahlbeteiligung bei kantonalen 
(2009: pearson corr. = .672, sig. =.000, N=1144; 1988: pearson corr. 
= .612, sig. =.000, N=2196) und in einem etwas geringeren Ausmass 
mit einer hohen Wahlbeteiligung bei nationalen Wahlen (2009: pear-
son corr. = .461, sig. =.000, N=1145; 1988: pearson corr. = .465, sig. 
=.000, N=2222) einhergeht. Im Folgenden betrachten wir die über 
die Gemeinden ermittelte durchschnittliche Beteiligung auf den drei 
politischen Ebenen in den jeweiligen Kantonen. Diese Ergebnisse 
wird es dann mit den Erkenntnissen aus Abschnitt 4.1 zu vergleichen 
geben, in denen die Beteiligung der Gesamtheit der Stimmbürger-
schaft in den einzelnen Kantonen verglichen wurde. 
Im Jahr 2009 lag die durchschnittliche Wahlbeteilung an lokalen 
Wahlen noch in neun Kantonen (AI, AR, FR, GL, JU, NE, TI, VD, 
VS) am höchsten, 1988 waren es 16 Kantone (AG, BL, FR, GE, GL, 
JU, NE, SG, SH, SO, TG, TI, VD, VS, ZG, ZH). Am geringsten ist 
die Wahlbeteiligung auf kantonaler Ebene. Einzig in den Kantonen 
UR und NW war 2009 die durchschnittliche kantonale Wahlbeteili-
gung am höchsten. Dies war 1988 auch noch in SZ, OW und LU der 
Fall, während in UR die durchschnittliche Beteiligung bei nationalen 
Wahlen am höchsten war, was 1988 übrigens eine Seltenheit war. 
Neben UR war dies nur noch in AR, BE und GR der Fall.  
Vieles deutet also darauf hin, dass die lokalen Wahlen (und damit 
auch die Lokalpolitik) im Verhältnis zu den nationalen Wahlen an 
Bedeutung verloren haben. In zahlreichen Kantonen ist heute die 




Beteiligung an nationalen Wahlen im Durchschnitt grösser und von 
den Kantonen, in denen die durchschnittliche Beteiligung bei lokalen 
Wahlen 1988 noch markant höher lag (FR, GE, JU, NE, TI, VD, 
VS), sind 2009 eigentlich nur noch das Tessin und das Wallis übrig-
geblieben. Auffallend bleibt, dass es 1988 vor allem die lateinische 
Schweiz war, in der die lokalen Wahlen deutlich höhere Beteili-
gungswerte aufwiesen. 
Verantwortlich für die Veränderungen, was die Rangliste der Betei-
ligungswerte für die drei Ebenen anbelangt, ist in vielen Fällen der 
ausserordentlich starke Rückgang der durchschnittlichen Beteiligung 
auf lokaler Ebene, so beispielsweise in den Kantonen AG, BL, FR, 
JU, SO, VS und ZH, in denen er 10 Prozentpunkte und mehr betrug. 
In einigen Kantonen (z.B. in GE, GL und NW) hat demgegenüber 
die Beteiligung an nationalen Wahlen besonders stark zugenommen.  
In den Kantonen OW, NW und AR und ganz leicht auch in BS hat 
die durchschnittliche Wahlbeteiligung an lokalen Wahlen zugenom-
men. Zumindest in den beiden erstgenannten Kantonen kann vermu-
tet werden, dass durch das Aufkommen der SVP die Wahlen umstrit-
tener geworden sind, was letztlich auch der Partizipation förderlich 
war. 
Die in Abbildung 12 dargestellten Ergebnisse ergänzen die bereits in 
Abschnitt 4.1 gemachten Feststellungen wie folgt:  
• Orientierung an nationalen Wahlen: In den Kantonen AG, 
BE, BL, GR, SZ und ZH ist die Beteiligung an nationalen 
Wahlen im Durchschnitt am grössten, was vor zwanzig Jah-
ren noch kaum in einem Kanton der Fall war.  
• Orientierung an kantonalen Wahlen: In kaum einem Kanton 
ist die durchschnittliche Beteiligung an kantonalen Wahlen 
am höchsten. Ausnahmen sind UR und NW. 
• Orientierung an lokalen Wahlen: Eine deutlich grössere Be-
teiligung an lokalen Wahlen weisen einzig noch die Kanto-
ne Wallis und Tessin auf. In den Kantonen Fribourg, Jura, 
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Neuchâtel und Waadt (also praktisch in der gesamten West-
schweiz) und etwas weniger ausgeprägt im Kanton Solo-
thurn haben die lokalen Wahlen klar an Bedeutung einge-
büsst. Für die Kantone FR und VD könnte vermutet wer-
den, dass hierfür auch teilweise die Einführung des Wahl-
rechts für niedergelassene Ausländer in den Jahren 2006 
und 2004, die sich in der Regel weniger stark an Wahlen 
beteiligen, ursächlich sein könnte. 
Insgesamt und auch mit Blick auf die Beteiligung und das damit 
verbundene politische Interesse kann von einer Nationalisierung der 
Politik gesprochen werden. In der Deutschschweiz manifestiert sich 
dies vor allem darin, dass in den Gemeinden die Beteiligung an nati-
onalen Wahlen mehrheitlich am höchsten ist, während in der West-
schweiz die Beteiligungswerte bei lokalen Wahlen gegenüber den 
Beteiligungswerten an nationalen Wahlen ihren klaren Vorsprung 
eingebüsst haben. 
 
4.7 DETERMINANTEN EINER HOHEN BETEILIGUNG AN 
LOKALEN WAHLEN 
Angesicht der beträchtlichen Unterschiede bei der Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger an den lokalen Wahlen zwischen den ver-
schiedenen Kantonen und vielfach auch innerhalb der einzelnen 
Kantone drängt sich die Frage auf, welche Faktoren für diese Unter-
schiede ausschlaggebend sind. Diese Frage führt uns auf die Suche 
nach einem Modell, welches die Beteiligungsunterschiede zu erklä-
ren vermag. Die Höhe der Beteiligung ist die abhängige Variable, die  
 





Durchschnittliche Beteiligung an lokalen, kantonalen und nationalen 
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es zu erklären gilt, und die verschiedenen Gemeindemerkmale, in 
denen sich die Gemeinden unterscheiden, werden als unabhängige 
oder erklärende Variablen bezeichnet. Bei den unabhängigen Variab-
len lassen sich, einem Aufsatz von Freitag (2005:672) folgend, drei 
Gruppen von Variablen unterscheiden: sozio- demographische und 
sozio- ökonomische Variablen, politische und kulturelle Hinter-
grundvariablen und Eigenheiten der politischen Systeme und der 
darin stattfindenden politischen Auseinandersetzungen. Im Folgen-
den werden die wichtigsten Variablen dieser drei Variablengruppen 
vorgestellt und es werden Vermutungen darüber geäussert, in welche 
Richtung diese Variablen Auswirkungen auf die lokale Wahlbeteili-
gung haben könnten. 
 
Sozio-demographische und sozio-ökonomische Variablen 
Die Partizipationsforschung hat immer wieder darauf hingewiesen, 
dass die Teilnahme an politischen Prozessen von persönlichen 
Merkmalen und Ressourcen der Bürgerinnen und Bürger (sozio-
demographische Variablen) abhängig ist. So ist beispielsweise be-
kannt, dass die Wahlbeteiligung bei älteren und besser gebildeten 
Personen höher liegt (Blais/Dobrzynska 1998: 241-244, Norris 
2004). Das Problem, welches wir bei diesen Individualmerkmalen in 
der vorliegenden Untersuchung haben, liegt nun allerdings darin, 
dass wir die Beteiligung auf Gemeindeniveau (aggregiertem Niveau) 
messen und nicht genau wissen, wer sich in einer Gemeinde wirklich 
an den Wahlen beteiligt. Es ist zwar wahrscheinlich, dass die Betei-
ligung in Gemeinden mit vielen älteren oder vielen gut gebildeten 
Einwohnern höher ist, eine direkte Beziehung kann aber nur dann 
mit Sicherheit nachgewiesen werden, wenn wir wissen, ob sich auch 
gerade diese Personen stärker an den Wahlen beteiligen und dazu 
müssten wir Daten über das individuelle Verhalten haben. Dennoch 
scheint es sinnvoll, die Alterstruktur und das Bildungsniveau einer 
Gemeinde als Variable in das Erklärungsmodell – zumindest zu 
Kontrollzwecken – zu integrieren.  




Die sozio-ökonomische Struktur einer Gemeinde lässt sich über die 
Beschäftigungsstruktur bestimmen. So ist beispielsweise zu erwar-
ten, dass ein hoher Beschäftigungsanteil im Agrarsektor mit einer 
höheren Beteiligung einhergeht, weil hier die Verwurzelung mit der 
Gemeinde grösser ist, die lokale Selbstverwaltung eine traditionelle 
Grundlage hat und die Einwohner direkter von den lokalen Entschei-
dungen betroffen sind. Ein grosser Anteil an Beschäftigten aus dem 
Tertiärsektor würde demgegenüber eher auf eine geringe Verbun-
denheit mit der Gemeinde (höherer Pendleranteil) und ein geringes 
Interesse an der lokalen Politik (geringere Beteiligung) hindeuten. 
Eine weitere Variable, die hier aufgeführt werden muss, ist die Grös-
se der Gemeinde. Wir haben bereits festgestellt, dass es grosse Betei-
ligungsunterschiede zwischen kleinen und grösseren Gemeinden gibt 
und dass in kleineren Gemeinden die Beteiligung höher liegt. Dieser 
Sachverhalt wird auch durch die meisten internationalen Studien 
bestätigt (Frandsen 2002:866). Die Frage ist nun allerdings, ob diese 
Beteiligungsunterschiede wirklich direkt durch die Gemeindegrösse 
verursacht werden oder ob andere Variablen, die ebenfalls mit der 
Gemeindegrösse zusammenhängen, wie zum Beispiel die Bevölke-
rungsstruktur oder die Intensität des Zusammenlebens, dafür verant-
wortlich sind. Für eine direkten Einfluss der Gemeindegrösse spre-
chen beispielsweise die Argumente der Rational Choice Theorie 
(Downs 1957, Blais 2000), welche besagen, dass eine einzelne 
Stimme in einem kleinen politischen Kontext mehr Gewicht hat, was 
die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger eher zu einer Teilnahme 
motiviert. Für eine tiefere Beteiligung in den grösseren Gemeinden 
spricht auch das Argument, wonach die Komplexität des politischen 
Systems und der zu treffenden Entscheidungen mit der Einwohner-
zahl zunimmt, was letztlich die Informationskosten auf Seiten der 
Wählenden erhöht und sie eher von einer Teilnahme abhält. Vermut-
lich gilt aber in den meisten Fällen, dass es einen Zusammenhang 
zwischen der Grösse der Gemeinde und anderen Variablen gibt, 
welche dann als Ursachen für eine höhere oder tiefere Beteiligung 
verantwortlich sind, und dass das Erklärungsmodell so auszudiffe-
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renzieren ist, dass der Einfluss der Gemeindegrösse letztlich ver-
schwindet.  
 
Kulturelle und politische Hintergrundvariablen 
Das kulturelle und politische Umfeld kann ebenso einen Einfluss auf 
die politische Partizipation haben. Die Schweiz ist unterteilt in do-
minant katholische, gemischte und dominant protestantische Kanto-
ne. In den letzten Jahren wurde verschiedentlich gezeigt, dass allen 
Säkularisierungstendenzen zum Trotz die dominante Konfession in 
einem Kanton zu unterschiedlichem politischen Verhalten führt. So 
hat beispielsweise Geser (2007) auf der Basis von zwei gesamt-
schweizerischen Lokalparteienuntersuchungen (vgl. Geser et al. 
2003) gezeigt, dass „es zumindest auf der kommunalpolitischen 
Ebene noch signifikante konfessionelle Divergenzen gibt, die mit der 
Basishypothese, dass im katholischen Milieu eine eher „kommuna-
listische“ und im protestantischen Bereich eine eher „individualisti-
sche“ politische Kultur vorherrsche, in Übereinstimmung stehen.“ 
Gemäss seinen Analysen gibt es in den katholischen Gemeinden 
mehr und mitgliederstärkere Lokalparteien, die jüngere Alterskohor-
ten und niedrigere Sozialschichten integrieren und in der Gemeinde-
politik stärkeren Einfluss nehmen, was sich auch in höheren Beteili-
gungswerten niederschlagen könnte. Eine weitere Erklärung läuft 
darauf hinaus, dass Wahlen grundsätzlich – und vor allem auch auf 
höherer politischen Ebene – als immer wiederkehrende und die ka-
tholischen Hochburgen und Werte bedrohende Herausforderungen 
wahrgenommen wurden (Freitag 2005: 676). 
Auf die Partizipationsunterschiede zwischen den Sprachregionen 
wurde bereits hingewiesen. Die Frage, die sich nun hier stellt, ist, ob 
diese Unterschiede wirklich auf mit der Sprache verbundene kultu-
relle Unterschiede zurückzuführen sind oder ob nicht beispielsweise 
einfach die unterschiedliche Struktur und Bedeutung der Gemeinden 
in den Sprachregionen dafür verantwortlich sind. Eine mögliche und 
auch verschiedentlich immer wieder erwähnte Begründung für den 
kulturellen Einfluss wäre, dass sich der französische und italienische 




Sprachraum stärker an den Idealen der repräsentativen Demokratie 
orientiert, bei der den Wahlen eine grössere Bedeutung zukommt, 
während in der Deutschschweiz die stärker verbreitete direkte De-
mokratie eine zusätzliche und die Bedeutung von Wahlen mindernde 
Beteiligungsform darstellt. 
Ebenfalls zu den kulturellen und politischen Hintergrundsvariablen 
sollen hier die Autonomie der Gemeinden, wie sie in der Gemeinde 
selbst wahrgenommen wird, und die empfundenen Leistungsgrenzen 
gezählt werden. Je grösser die Gemeindeautonomie, desto grösser ist 
der Entscheidungsspielraum der Gemeinde und desto wichtiger ist 
es, wer an der Spitze der Gemeinde steht. Entsprechend ist zu erwar-
ten, dass mit einer höheren Autonomie auch eine höhere Wahlbetei-
ligung einhergeht. Stossen die Gemeinden demgegenüber an Leis-
tungsgrenzen, sind sie in ihren Gestaltungsmöglichkeiten einge-
schränkt, was für eine tiefere Beteiligung sprechen könnte. Demge-
genüber kann man sich aber auch vorstellen, dass eine hohe Belas-
tung dazu führt, dass der Verteilungskampf heftiger wird, was sich 
letztlich in intensiveren politischen Auseinandersetzungen manifes-
tieren müsste. 
Eine letzte Gruppe von Variablen, die hier berücksichtigt werden 
soll, ist die Beteiligung an kantonalen und lokalen Wahlen. Dahinter 
steckt die Idee von kantonal unterschiedlichen Beteiligungskulturen 
und dass es Kantone gibt/geben könnte, in denen sich die Leute 
grundsätzlich stärker für Politik interessieren. So wurde beispiels-
weise gezeigt, dass in den Kantonen Wallis, Tessin und Schaffhau-
sen die Beteiligung nicht nur bei lokalen, sondern auch bei den kan-
tonalen und nationalen Wahlen höher ist, wobei im letzten Fall vor 
allem der Stimmenzwang dafür verantwortlich sein dürfte. Nur wenn 
wir diese Variablen in unser Modell integrieren, gelingt es, weitere 
Einflussvariablen zu isolieren, welche dafür verantwortlich sind, 
dass die Beteiligung an lokalen Wahlen variiert. 
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Institutionelle und politische Variablen 
Aus politikwissenschaftlicher Perspektive besonders interessant ist 
der Einfluss der politischen Institutionen und weiterer politischer 
Variablen im engeren Sinne. Zu den politischen Institutionen gehört 
die Ausgestaltung der „Legislativfunktion“, das heisst die Frage, ob 
es eine Gemeindeversammlung oder ein Gemeindeparlament gibt. 
Ebenso dazu gehören die Fragen, ob Wahlen an der Urne oder in der 
Gemeindeversammlung abgehalten werden, und ob sie im Majorz- 
oder im Proporzsystem durchgeführt werden. Besonders interessant 
an diesen Variablen ist, dass die Gemeinden teilweise selbst die 
Möglichkeit haben, diese Institutionen zu verändern und damit allen-
falls Einfluss auf die lokale Wahlbeteiligung zu nehmen. Zu erwar-
ten ist, dass ein Gemeindeparlament, Urnenwahlen und Proporz-
wahlverfahren – wie wir bereits bei den deskriptiven Analysen gese-
hen haben – zu höheren Beteiligungswerten führen, auch wenn wir 
andere Variablen mitberücksichtigen. Die Gründe hierfür sind relativ 
leicht nachvollziehbar: 
Ein Gemeindeparlament belebt die politischen Auseinandersetzun-
gen, da sich ein grösserer Kreis von Personen aktiv mit lokalpoliti-
schen Fragen auseinandersetzt. Zudem fördert ein Gemeindeparla-
ment die Herausbildung von politischen Parteien, was zu einer klare-
ren Strukturierung der politischen Auseinandersetzungen und letzt-
lich zu einer höheren Politisierung der Gemeinde führen dürfte. Die-
sem Argument kann jedoch entgegengehalten werden, dass ein Ge-
meindeparlament die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger allenfalls 
auch davon entlastet, sich mit lokalpolitischen Fragen auseinander-
zusetzen, und dass sie sich deshalb immer stärker von der Lokalpoli-
tik zurückziehen. 
Urnenwahlen sind im Gegensatz zu Wahlen an der Gemeindever-
sammlung weniger zeitaufwändig und die Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger der Gemeinde sind nicht gefordert, sich in der Öffent-
lichkeit zu exponieren, was höhere Beteiligungszahlen nach sich 
ziehen dürfte. Der positive Einfluss des Proporzwahlverfahrens wur-
de demgegenüber für die Schweiz schon verschiedentlich nachge-




wiesen (vgl. Ladner/Milner 1999). Proporzwahlen sorgen dafür, dass 
die Präferenzen der Wählenden besser zum Ausdruck kommen, weil 
der Kreis der Parteien, die effektiv Chancen haben, gewählt zu wer-
den, grösser wird. Sie führen auch zu einer grösseren Zahl von Per-
sonen, die sich als Kandidierende zur Verfügung stellen, und fördern 
letztlich die Herausbildung von Parteien, die sich bemühen, die 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger zu den Urnen zu bewegen.  
Eine weitere Variable, die hier berücksichtigt werden soll, sind die 
direktdemokratischen Mitwirkungsmöglichkeiten wie Referendum 
und Initiative. Häufig wird davon ausgegangen, dass die Möglichkei-
ten mit Referendum und Initiativen auf die politischen Entscheidun-
gen Einfluss zu nehmen mit ein Grund für die tiefe Wahlbeteiligung 
in der Schweiz sind. Da diese Instrumente nicht in allen Gemeinden 
gleichermassen zur Verfügung stehen, lässt sich nun überprüfen, ob 
Gemeinden mit direkter Demokratie nun wirklich tiefere Beteili-
gungswerte aufweisen. Da kaum zu erwarten ist, dass lediglich das 
Vorhandensein („formal institutions“) einen Einfluss ausübt, wird 
der effektive Gebrauch dieser Instrumente („institutions in use“) 
berücksichtigt. Nicht ganz auszuschliessen ist aber auch die Mög-
lichkeit, dass der Gebrauch der direktdemokratischen Instrumente 
eine aktivierende Wirkung zeitigt, die sich auch in einer höheren 
Wahlbeteiligung niederschlägt.  
Stärker auf die konkrete lokale Politik ausgerichtet ist der wahrge-
nommene Einfluss, den die Parteien auf die lokalpolitischen Ent-
scheidungen ausüben. Je grösser dieser Einfluss, desto grösser auch 
die Beteiligung, lauten hier die Erwartungen. Weiter interessiert die 
politische Heterogenität der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger. Je 
grösser die Heterogenität oder Fragmentierung, desto eher kommt es 
zu politischen Auseinandersetzungen und desto spannender werden 
die Wahlen. Und schliesslich gilt es auch zu überprüfen, wie umstrit-
ten die lokalen Wahlen überhaupt sind. Wir haben bereits festge-
stellt, dass nur in der Hälfte der Gemeinden bei den letzten Wahlen 
mehr Kandidaten als Sitze zur Verfügung standen und dass nur etwa 
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ein Fünftel der Wahlen als umstritten bezeichnet werden kann. Bei 
umstrittenen Wahlen ist eine höhere Beteiligung zu erwarten.  
Wie diese verschiedenen Einflussgrössen gemessen werden, kann in 
Anhang 1 nachgelesen werden. Tabelle 15 zeigt die Ergebnisse der 
Analyse, wobei die Zahl der berücksichtigten Variablen schrittweise 
erhöht wurde, um die Erklärungsgehalt des Modells (R2) zu testen. 
Die Variablengruppen werden unter Berücksichtigung ihrer Nähe zur 
erklärenden Variable (lokale Wahlbeteiligung) schrittweise in die 
Regression aufgenommen. Zuerst die sozio-demographischen und 
sozio-strukturellen Variablen, dann die kulturellen und politischen 
Hintergrundvariablen und schliesslich die institutionellen und politi-
schen Variablen im engeren Sinne. Ganz am Schluss kommt die 
Umstrittenheit der lokalen Wahlen. 
Auffallend an den gerechneten Modellen ist, dass mit dem gesamten 
Modell (Modell 7), welches alle Variablen berücksichtigt, die lokale 
Wahlbeteiligung ziemlich gut abgebildet werden kann. Ein R2 von 
.652 bedeutet, dass deutlich mehr als die Hälfte der Varianz erklärt 
wird. Besonders wichtige Variablen sind die Wahlbeteiligung bei 
kantonalen Wahlen und die Urnenwahl. Werden diese beiden Vari-
ablen dem Modell beigefügt (kantonale Wahlbeteiligung in Modell 5 
und Urnenwahl in Modell 6), so steigt das korrigierte R2 markant an. 
Offenbar gibt es so etwas wie eine kantonale Partizipationskultur, 
sodass hohe Partizipationswerte bei kantonalen Wahlen auch auf 
hohe Partizipationswerte bei lokalen Wahlen (oder auch umgekehrt) 
schliessen lassen. Der grosse Einfluss der Urnenwahl auf die Beteili-
gung erstaunt ebenfalls nicht besonders. Im Modell bleibt zudem der 
negative Einfluss der Gemeindegrösse relativ prominent. Auch wenn 
man alle anderen Variablen berücksichtigt oder kontrolliert, so gilt, 
dass mit zunehmender Gemeindegrösse die Beteiligung abnimmt. 
Offenbar habe wir keine mit der Gemeindegrösse verknüpfte Variab-
le gefunden, welche diesen nicht ganz einfach zu erklärenden Grös-
seneffekt ersetzt, was darauf hindeuten könnte, dass beispielsweise 
das geringere Gewicht der einzelnen Stimme oder die grössere Dis-
tanz zu den Behörden beteiligungshemmend sind. 




Weitere wichtige Variablen sind der Anteil der Französischsprachi-
gen und die Umstrittenheit lokaler Wahlen. Lokale Wahlen in der 
Westschweiz haben höhere Beteiligungswerte und dies muss mit der 
Bedeutung dieser Wahlen in diesem Landesteil (repräsentative an-
statt direkte Demokratie) und nicht mit anderen Eigenheiten der 
Gemeinden zu tun haben. Dass umstrittene Wahlen höhere Beteili-
gungswerte haben, ist an sich eher beruhigend, da vor allem das 
Gegenteil erstaunen würde. Schliesslich bleiben auch ein paar weite-
re Variablen im Modell, die sich durchaus im Sinne der Erwartungen 
verhalten. Eine höhere Gemeindeautonomie, eine höhere Wahlbetei-
ligung auf nationaler Ebene, die Zugehörigkeit zum italienischen 
Sprachraum und vor allem auch das Proporzwahlverfahren führen zu 
höheren Beteiligungswerten.  
Die einzigen Variablen, die sich klar nicht im Sinne der Erwartungen 
verhalten, sind der Anteil der Beschäftigten im Tertiärsektor, die 
hohe Fragmentierung bei lokalen Wahlen und im Prinzip auch der 
Gebrauch der Instrumente der direkten Demokratie. Offenbar trifft 
das Argument, dass Angestellte im Tertiärsektor mit grösseren Pend-
leranteilen und geringerem Interesse an der Lokalpolitik einherge-
hen, nicht zu. Bei der Auswirkung der Fragmentierung auf die 
Wahlbeteiligung waren demgegenüber bereits die theoretischen 
Erwartungen umstritten (Geys 2006: 649) und bei der direkten De-
mokratie stehen die Erkenntnisse zumindest teilweise in Einklang 
mit den Ergebnissen von Freitag (2005) für die kantonale Ebene. 
Kommen in einer Gemeinde Initiative und Referenden zum Einsatz, 
so ist auch die Beteiligung an lokalen Wahlen eher höher. Der Zu-
sammenhang ist allerdings nicht sehr stark und gerade noch signifi-
kant, aber es kann zumindest nicht nachgewiesen werden, dass die 
direkte Demokratie ganz direkt zu einer tiefen Beteiligung führt. Sie 
hat wohl eher einen politisierenden Charakter und steigert auch das 
Interesse an Wahlen. Und schliesslich erstaunlich ist auch, dass ein 
Gemeindeparlament unter Berücksichtigung sämtlicher hier unter-
suchten Variablen nicht mit höheren Beteiligungswerten in Verbin-
dung gebracht werden kann. 
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Tabelle 15: Determinnanten der lokalen Wahlbeteiligung (Lineare 
OLS-Regression)  
 




Die schrittweise Berücksichtigung der Variablen führt zudem noch 
zu zwei weiteren Erkenntnissen. Der negative Einfluss der Beschäf-
tigten im Agrarsektor wird deutlich geringer, wenn die Konfession 
und die Sprachregion berücksichtigt werden. Hier ist anzunehmen, 
dass dieser Einfluss vor allem durch die ländlichen deutschsprachi-
gen und protestantischen Gemeinden mit Versammlungswahlen 
verursacht wurde. Ebenfalls zeigt sich, dass der Einfluss der Konfes-
sion unter Kontrolle der Wahlbeteiligung bei kantonalen und natio-
nalen Wahlen gänzlich verschwindet, was auf die bereits erwähnte 
generell höhere Beteiligungskultur in den katholischen Gebieten 
oder zumindest in einem Teil davon hindeutet. 
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5 WELCHE PARTEIEN WERDEN GEWÄHLT?  
Aufgrund der bedeutenden Stellung der Exekutive in der Lokalpoli-
tik kommt auch der Parteizugehörigkeit der Gemeinderäte eine gros-
se Bedeutung zu. Zwar kann argumentiert werden, dass lokale Poli-
tik, anderes als die Politik auf den höheren politischen Ebenen, viel 
stärker einer Sachlogik folgt und dass parteipolitische Erwägungen 
sowie ideologische Orientierungen von geringer Bedeutung sind. 
Dennoch ist die Vertretung der Parteien in den Exekutiven ein Zei-
chen dafür, wie stark sie in den Gemeinden verankert sind und wel-
che politischen Strömungen die lokale Politik dominieren.  
Auch die Ermittlung der Parteizugehörigkeit der Exekutivmitglieder 
in den Schweizer Gemeinden ist kein leichtes Unterfangen. Zum 
einen gibt es mit Ausnahme der grösseren Städten keine entspre-
chenden öffentlichen Statistiken, auf die man sich abstützen könnte, 
und zum andern – und das wiegt noch schwerer – lässt sich die Par-
teizugehörigkeit eines Exekutivmitglieds gar nicht immer ermitteln, 
weil gewisse Lokalparteien nicht nach dem Mitgliederprinzip orga-
nisiert sind (vgl. Geser et al. 1994: 141) oder weil die Parteizugehö-
rigkeit einer Kandidatin oder eines Kandidaten bei den Wahlen gar 
kein Thema oder lediglich ein zusätzliches Attribut ohne grosse 
Bedeutung war.  
Bei der ersten gesamtschweizerischen Gemeindeschreiberbefragung 
im Jahr 1988 konnte – angesichts der Kleinheit der Schweizer Ge-
meinden etwas überraschend – festgestellt werden, dass sich die 
Sitze der lokalen Exekutiven fest in den Händen der vier Bundes-
ratsparteien, insbesondere in denjenigen von FDP, CVP und SVP, 
befanden. Die Erhebung zeigte, dass gegen drei Viertel der kommu-
nalen Exekutivsitze von Vertretern der vier grossen Parteien gehalten 
wurden (vgl. Ladner 1991a: 218). Rund 20 Jahre später stellt sich 
nun die Frage, ob die vier Bundesratsparteien ihre Stellung halten 
oder gar ausbauen konnten und wie weit sich die Verschiebung der 
politischen Kräfteverhältnisse zugunsten von SVP und SP auch in 
den kommunalen Exekutiven bemerkbar gemacht haben.  




Nach Aussagen der Gemeindeschreiber sind per 1.10.2009 nur noch 
etwas weniger als 55 Prozent der Exekutivsitze in den Händen der 
vier Bundesratsparteien (vgl. Tabelle 16). Stärkste Bundesratspartei 
bleibt die FDP mit rund 18 Prozent der Sitze gefolgt von CVP und 
SVP mit 14 Prozent respektive 13 Prozent und der SP mit knapp 9 
Prozent). Die insgesamt stärkste Partei in den Gemeindeexekutiven 
bilden aber mit einem Anteil von einem Drittel der Sitze die „Partei-
losen“. Jeweils rund 6 Prozent der Sitze werden von Mitgliedern von 
anderen Parteien respektive von Mitgliedern von gemeindespezifi-
schen Gruppierungen eingenommen. Da bei unserer Erhebung die 
kleineren Gemeinden etwas untervertreten sind, kann davon ausge-
gangen werden, dass die Parteilosen insgesamt sogar noch etwas 
stärker vertreten sind. 
Tabelle 16: 
Vertretung der Parteien in den kantonalen Exekutiven* 
 Anzahl  Prozentanteil 
FDP 1189 18.3 
CVP 909 14.0 
SVP 867 13.4 
SP 566 8.7 
Andere Parteien 378 5.8 
Unabhängige Gruppierungen 405 6.2 
Parteilose 2180 33.6 
Anzahl berücksichtigte Sitze 6494 100.0 
Anzahl berücksichtigter Gemeinden a 1100  
*Erhebung 2009. Berücksichtigt wurden alle antwortenden Gemeinden, die vollstän-
dige Angaben zur Zusammensetzung der Exekutive in ihrer Gemeinde gemacht 
haben. 
Berücksichtigt man, dass nicht alle Parteien in denselben Gemeinden 
gleich gut vertreten sind, und gewichtet nach der Grösse der Ge-
meinde (ein Gemeinderat in einer Grossstadt erhält dann ein deutlich 
grösseres Gewicht als ein Gemeinderat in einer Kleinstgemeinde), so 
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ändert sich die Rangliste der Bedeutung der Parteien geringfügig. 
Gewichtigste Partei in der Lokalpolitik bleibt zwar die FDP mit 
einem Wert von 25 Prozent (N=2501357 Einwohner), auf dem zwei-
ten Platz erscheint nun aber die SP mit 19 Prozent gefolgt von der 
CVP mit 17 Prozent und der SVP mit 13 Prozent. Die Parteilosen 
kommen so berechnet nur noch auf einen Anteil von 12 Prozent. 
Die Bedeutung der Parteipolitik und somit auch die Parteizugehörig-
keit der Exekutivmitglieder sind also abhängig von der Gemeinde-
grösse. In kleinen Gemeinden gibt es zum Teil überhaupt keine or-
ganisierten Lokalparteien und entsprechend ist es ebenfalls weniger 
wahrscheinlich, dass ein Gemeinderat einer Partei angehört. Auch 
die Stärke der einzelnen Parteien steht in einem Zusammenhang mit 
der Grösse der Gemeinde. Die SVP war ursprünglich vor allem in 
den kleinen, ländlichen Gemeinden vertreten, während sich die SP 
auf die stärker industrialisierten grösseren Gemeinden und Städte 
konzentriert.  
Abbildung 13 zeigt, wie der Anteil der Parteilosen mit zunehmender 
Gemeindegrösse stark zurückgeht. In den Gemeinden mit weniger 
als 500 Einwohnern werden noch gegen 70 Prozent der Sitze von 
Parteilosen gehalten, während ab einer Gemeindegrösse von 2'000 
Einwohnern dieser Anteil unter 10 Prozent zu sinken beginnt. Hin-
sichtlich der Stärke der verschiedenen Parteien zeigt sich, wie die SP 
mit zunehmender Gemeindegrösse an Bedeutung gewinnt und in 
Gemeinden mit mehr als 20'000 Einwohnern zur sitzanteilmässig 
stärksten Partei wird. In den Gemeinden zwischen 2'000 und 20'000 
Einwohnern wird die Spitzenposition demgegenüber von der FDP 
gehalten. FDP, CVP und SVP ist gemein, dass sie ihre besten Ergeb-
nisse in Gemeinden mittlerer Grösse erzielen.  
Der Vergleich mit den Ergebnissen aus dem Jahre 1988 verdeutlicht, 
in welchem Masse die parteilosen Exekutivmitglieder in den letzten 
Jahren zugenommen haben. Ihr durchschnittlicher Sitzanteil liegt mit 
Ausnahme der Gemeinden mit mehr als 20'000 Einwohnern im Jahr 
2009 höher als früher (vgl. Abbildung 14). Besonders gross ist der  
 





Durchschnittliche Prozentanteile der Sitze von Bundesratsparteien 
und Parteilosen nach Gemeindegrösse a 
 
a Erhebung 2009. Berücksichtigte Gemeinden: 1'102 
Abbildung 14: 
Durchschnittlicher Anteil Parteilose nach Gemeindegrösse a 
 
a Erhebung 1988: N = 1995, Erhebung 2009: N = 1102. 
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Zuwachs der Parteilosen in Gemeinden mit weniger als 5'000 Ein-
wohnern. Fällt die Einwohnerzahl unter 1'000 Einwohner, so könnte 
man etwas überspitzt formuliert sogar von einem Exodus der Partei-
en in der lokalen Politik sprechen. 
Für eine möglichst genaue Beschreibung der aktuellen politischen 
Verhältnisse in den Gemeinden drängt es sich auf, so viele Gemein-
den wie möglich zu berücksichtigen. Durch die relativ hohe Rück-
laufquote der Befragung der Gemeinden sind die besten Vorausset-
zungen für aussagekräftige Ergebnisse gegeben. Möchte man hinge-
gen die Wählerstimmenverschiebungen genauer untersuchen, so ist 
es sinnvoll, sich auf diejenigen Gemeinden zu beschränken, die an 
den verschiedenen Erhebungen teilgenommen haben. Damit redu-
ziert sich die Zahl der Gemeinden und damit auch die Zahl der Sitze, 
die berücksichtigt werden können, und die grösseren Gemeinden 
fallen etwas stärker ins Gewicht, weil sie sich häufiger an allen drei 
Befragungen beteiligt haben als die ganz kleinen Gemeinden.   
Die über den gesamten Untersuchungsraum vergleichbaren Zahlen 
bestätigen die Zunahme der Parteilosen und die Verluste der Bundes-
ratsparteien (vgl. Tabelle 17). Sämtliche Bundesratsparteien halten 
2009 einen geringeren Anteil der Exekutivsitze in den Gemeinden 
als 1988, wobei der Rückgang bei der CVP am stärksten ausgefallen 
ist. Stark zugelegt haben die Parteilosen sowie die Kategorie „Ande-
re Parteien“. In den in dieser Tabelle aufgeführten Zahlen sind die 
grösseren Gemeinden stärker vertreten. Die Zahlen belegen vor al-
lem die Entwicklung über die Zeit hinweg und weniger die genauen 
Anteile der einzelnen Parteien. Hierzu liefert Tabelle 16 die genaue-
ren Informationen. 
 





Veränderung der Sitzanteile der Bundesratsparteien und der Partei-
losen* 
          1988  1998  2009 
        
FDP  23.0  22.3 20.2 
CVP  25.1 19.2 15.3 
SVP  19.9 18.4 15.7 
SP  13.0 11.7 9.8 
Andere  6.3 11.5 13.0 
Parteilose  12.7 16.8 26.0 
Total  100 100 100 
N  4036 3996 3749 
*Erhebungen 1988, 1998, 2009. Alle Gemeinden, die an allen drei Befra-
gungen teilgenommen haben, insgesamt 619. 
 
Hinsichtlich der Bedeutung der Parteien und der Verbreitung der 
Parteilosen gibt es in den Kantonen beachtliche Unterschiede, die in 
Tabelle 18 zusammengefasst sind. „Hochburgen“ der Parteilosen 
sind die Kantone VD, JU, GR, BL, UR, FR, SH, AG, TG und AR. 
Hier halten die Parteilosen mehr als 40 Prozent der Sitze. Mit Aus-
nahme von FR, JU und UR handelt es sich hier vorwiegend um nicht 
dominant katholische Kantone. Besonders tief ist der Anteil der 
Parteilosen in den Kantonen LU, OW, NW, ZG, SO, BS und TI. Mit 
Ausnahme des Sonderfalls BS handelt es sich hier um Kulturkampf-
kantone, in denen die Zugehörigkeit zu CVP oder FDP traditionell 
von grosser Bedeutung war. Auffallend ist zudem, dass der Anteil 
der Parteilosen in den Kantonen ZH, BE, UR, SZ, FR, SO, SG, GR, 
AG, TG, VD und JU in den letzten zwanzig Jahren um mehr als 10 
Prozentpunkte zugenommen hat. Besonders ausgeprägt mit mehr als 
20 Prozentpunkten war die Zunahme in den Kantonen UR, SZ, GR, 
VD und JU. 




Durchschnittliche Sitzanteile der Bundesratsparteien und der Partei-
losen nach Kantonen 1988 und 2009a 
 




Was die Stärke der einzelnen Parteien anbelangt, so zeigt sich, dass 
die FDP in den lokalen Exekutiven vor allem in den Kantonen SO, 
BS, TI und VD ziemlich viele Sitze verloren hat. Am stärksten von 
einem Rückgang betroffen war jedoch die CVP in ihren Hochburgen 
(LU, UR, SZ, OW, NW, ZG, FR, AI, SG, GR, TI, VS und JU), in 
denen ihre Sitzanteile teilweise beträchtlich gesunken sind. Die SVP 
konnte als einzige Partei in einigen Kantonen (SZ, OW, NW, ZG) 
ihre Sitzanteile beträchtlich steigern, wobei hier allerdings festgehal-
ten werden muss, dass sie in diesen Kantonen früher sehr schwach 
oder gar nicht vertreten war. Den Sitzgewinnen stehen zudem in den 
Kantonen BE, SH, GR und TG auch beachtliche Sitzverluste gegen-
über. Am stabilsten gestaltet sich die Position der SP auf lokaler 
Ebene, allerdings in der Regel auf einem deutlich tieferen Niveau. 
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6 DER ANTEIL DER FRAUEN IN DEN 
KOMMUNALEN EXEKUTIVEN 
Der letzte Abschnitt befasst sich mit der Vertretung der Frauen in 
den kommunalen Exekutiven. Statistiken zur Vertretung der Frauen 
in den kantonalen Parlamenten10 oder im Ständerat11 zeigen, dass der 
Frauenanteil in den letzten Jahren eher wieder etwas rückläufig war. 
Entsprechend stellt sich hier die Frage, ob dies auch für den Anteil 
der Frauen in den kommunalen Exekutiven gilt?  
Frauen sind in den Exekutiven der Schweizer Gemeinden nach wie 
vor stark untervertreten. Knapp jedes vierte Exekutivamt auf lokaler 
Ebene wird von einer Frau ausgeübt (vgl. Tabelle 19). Der Blick auf 
die Entwicklung in den letzten zwanzig Jahren macht demgegenüber 
deutlich, dass der Anteil der Frauen kontinuierlich angestiegen ist. 
Im Jahr 2009 sind mehr als dreimal mehr Frauen in den Exekutiven 
vertreten als zum Zeitpunkt der ersten Erhebung. Markant zurückge-
gangen ist auch der Anteil der Exekutiven ohne Frauen. Lag dieser 
1988 noch bei über 60 Prozent so beträgt er heute noch rund 16 Pro-
zent. 
 
                                                          
10http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/17/02/blank/key/frauen_und_p
olitik/kantone.html (heruntergeladen am 1.4.2011). 
11http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/17/02/blank/key/frauen_und_po
litik/bund.html (heruntergeladen am 1.4.2011). 





Frauenanteil in den kommunalen Exekutiven* 
     
 1988 1994 1998 2005 2009 
      
Anzahl Sitze 14'582 12'354 14'445 12'744 8057 
Anzahl Frauen 1'066 1'684 2'786 2'789 1883 
Anteil Frauen 
(%) 










2'421 2'069 2'456 2'176 1372 
*Erhebungen 1988, 1994, 1998, 2005, 2009. 
 
Zwischen der Grösse einer Gemeinde und der Vertretung der Frauen 
in den kommunalen Exekutiven lässt sich anders als in früheren 
Jahren (vgl. Ladner 2008: 69) keinen signifikanten linearen Zusam-
menhang mehr nachweisen. Einzig in den Gemeinden über 20‘000 
steigt der durchschnittliche Frauenanteil markant an und erreicht 
mehr als 30 Prozent. Dies dürfte nicht zuletzt mit der in diesen Ge-
meinden deutlich stärkeren Vertretung der SP und der Grünen in den 
Exekutiven zusammenhängen. 
Ganz allgemein bestätigt sich nach wie vor, dass es den grünen und 
linken Parteien besser gelingt, Frauen in die politischen Ämter zu 
bringen (vgl. Tabelle 20). Der Frauenanteil ist bei SP und GPS mit 
rund 30 Prozent deutlich höher als bei den bürgerlichen Parteien. 
Weiter fällt auf, dass er auch bei den „Parteilosen“ grösser ist als bei 
den – vor allem in kleinen Gemeinden die Lokalpolitik dominieren-
den – bürgerlichen Bundesratsparteien. Dies könnte ein Hinweis 
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darauf sein, dass die Frauen die grossen traditionellen Parteien aus 
dem bürgerlichen Lager als wenig attraktiv erachten. Eine andere 
mögliche Erklärung wäre demgegenüber, dass vor allem die Wähle-
rinnen und Wähler aus dem bürgerlichen Lager den Frauen nach wie 
vor ihre Unterstützung verweigern.  
Der Vergleich mit dem Jahr 1988 zeigt, dass die Rangliste der gröss-
ten Frauenanteile über die Jahre hinweg stabil geblieben ist. Damals 
hatte die SP mit 12.2 Prozent den grössten und die SVP mit 6.8 Pro-
zent den kleinsten Frauenanteil. Dazwischen lagen CVP mit 7.3 und 
FDP mit 8.8 Prozent. Im Jahr 2009 liegt die SP mit 31.4 Prozent 
knapp vor der GPS mit 30 Prozent an der Spitze. Danach kommen 
CVP mit 21.1, FDP mit 20.2 und SVP mit 15.9 Prozent. Bei den 
Parteilosen liegt der Frauenanteil immer noch höher als bei den drei 
bürgerlichen Bundesratsparteien. 
Tabelle 20: 
Frauenanteil in den kommunalen Exekutiven nach Parteizugehörig-
keit* 
 Anteil Frauen Erfasste Sitze 
   FDP 20.2 1189 
CVP 22.1 909 
SVP 15.9 867 
SPS 31.4 566 
GPS 30.0 30 
Parteilose 26.9 2182 
*Erhebung 2009 
 
Die kantonalen Unterschiede hinsichtlich der Vertretung der Frauen 
in den Exekutiven sind teilweise beträchtlich (vgl. Abbildung 15). In 
den Kantonen LU, AR, BL und BE sowie etwas weniger deutlich in 
den Kantonen JU, GE, OW, UR, VD und AG ist mindestens jedes 
vierte Mitglied im Gemeinderat weiblichen Geschlechts. Einen Frau-




enanteil von weniger als 15 Prozent weisen demgegenüber die Kan-
tone TI und NW auf. Besonders auffällig ist, dass mit den Kantonen 
LU, AR und BL heute Kantone an der Spitze liegen, welche 1988 
noch über sehr wenige Frauen in den kommunalen Exekutiven ver-
fügten. Kantone wie ZH, SO, NE und NW vermochten demgegen-
über ihre führende Stellung nicht zu halten. 
 
Abbildung 15: 
Frauenanteil in den kommunalen Exekutiven nach Kantonen a 
 
a Erhebung 1988, 2009. 
 
Was die Vertretung der Frauen in den kommunalen Exekutiven an-
belangt, so kann also nicht von einem Rückgang gesprochen werden. 
Allerdings muss für die letzten Jahre von einer Abflachung der Zu-
nahme ausgegangen werden, sodass man für die nächsten Jahrzehnte 
wohl kaum eine paritätische Vertretung erwarten kann. Was die 
Parteizugehörigkeit der Frauen anbelangt, so bestätigt sich das von 
höherer Ebene bekannte Muster: „Linke“ und „grüne“ Frauen sind 
gegenüber ihren bürgerlichen Kolleginnen stärker vertreten. Offen-
bar gibt es zudem auch einige Kantone, denen es in den letzten Jah-
ren deutlich besser gelungen ist, den Frauenanteil zu steigern. Viel-
leicht finden dort die anderen Kantone Hinweise darauf, wie auch sie 
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zu stärker ausgeglichenen Geschlechterverhältnisse kommen könn-
ten. Für den Kanton Luzern fällt beispielsweise auf, dass die Exeku-
tiven eher klein und verschiedene Mandate als Teilzeitanstellungen 
ausdefiniert sind.  
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Skala von 1 bis 10, Gemeindeschreiberbefragung 
2009*, Frage 18a. 
Leistungsgrenzen Einschätzung der Gemeindeschreiber, Gemeinde-
schreiberbefragung 2009*,  Index gebildet mit der 
Frage 1.  
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Wahlen 
Auskunft der Gemeindeschreiber, Gemeinde-
schreiberbefragung 2009*, Frage 30c. 
Institutionelle Variablen und politische Variablen im engeren Sinne 
Parlament Auskunft der Gemeindeschreiber, Gemeinde-
schreiberbefragung 2009*, Frage 41. 
Urnenwahl Auskunft der Gemeindeschreiber, Gemeinde-
schreiberbefragung 2009*, Frage 38. 
Proporzwahlverfahren Auskunft der Gemeindeschreiber, Gemeinde-
schreiberbefragung 2009*, Frage 33. 
Gebrauch von Initiati-
ven/Referenden 
Auskunft der Gemeindeschreiber, Gemeinde-
schreiberbefragung 2009*, Frage 24. 
Einfluss Lokalparteien Auskunft der Gemeindeschreiber, Gemeinde-
schreiberbefragung 2009*, Frage 29b. 
Fragmentierung Wählerschaft Berechnet auf der Basis der Wählerstimmenanteile 
der verschiedenen Parteien anlässlich der National-
ratswahlen 2007 gemäss der Formel für die "effecti-
ve number of parties" von Laakso and Taagepera. 
Umstrittene Wahlen Auskunft der Gemeindeschreiber, Gemeinde-
schreiberbefragung 2009*, Indikator gebildet auf 
der Basis von Frage 40. 
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 L’IDHEAP en un coup d’œil
 
Champ
L’IDHEAP, créé en 1981, se concentre sur l’étude de l’administration 
publique, un champ interdisciplinaire (en anglais Public Administration) 
visant à développer les connaissances scientifiques sur la conduite des 
affaires publiques et la direction des institutions qui en sont responsa-
bles. Ces connaissances s’appuient sur plusieurs disciplines des sciences 
humaines et sociales, comme le droit, l’économie, le management et la 
science politique, adaptées aux spécificités du secteur public et para-
public. L’IDHEAP est le seul institut universitaire suisse totalement dédié 
à cet important champ de la connaissance.
Vision
A l’interface entre théorie et pratique de l’administration publique, 
l’IDHEAP est le pôle national d’excellence contribuant à l’analyse des 
mutations du secteur public et à une meilleure gouvernance de l’Etat de 
droit à tous ses niveaux, en pleine coopération avec ses partenaires universi-
taires suisses et étrangers.
Mission
Au service de ses étudiants, du secteur public et de la société dans son 
ensemble, l’IDHEAP a une triple mission qui résulte de sa vision: 
•  Enseignement universitaire accrédité au niveau master et post-master, 
ainsi que formation continue de qualité des élus et cadres publics; 
• Recherche fondamentale et appliquée en administration publique 
reconnue au niveau national et international, et valorisée dans le 
secteur public suisse; 
•  Expertise et conseil indépendants  appréciés par les organismes publics 






1. Enseignement: former les élus et cadres actuels et futurs du 
 secteur public 
• Doctorat en administration publique
• MPA (Master of Public Administration) 
• Master PMP (Master of Arts in Public Management and Policy) 
• CEMAP (Certificat exécutif en management et action publique) 
• Certificat universitaire d’un cours trimestriel du MPA 
• SSC (Séminaire pour spécialistes et cadres) 
2. Recherche: ouvrir de nouveaux horizons pour l’administration 
 publique 
• Projets de recherche fondamentale ou appliquée 
• Directions de thèses de doctorat 
• Publications scientifiques (ouvrages et articles) 
• Colloques et conférences scientifiques 
• Cahiers et Working Papers de l’IDHEAP 
3. Expertise et conseil: imaginer et mettre en œuvre des solutions 
 innovatives 
• Mandats d’expertise et de conseil auprès du secteur public et parapublic 
4. Services à la cité: contribuer à la connaissance du service public
• Bibliothèque spécialisée en administration publique 
• Sites Badac.ch, gov.ch, ivote.ch
• Renseignements aux collectivités publiques 
• Interventions médiatiques 
• Articles et conférences de vulgarisation
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